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1 UMWELTBERICHT 

 

Ziele des Umweltschutzes 

Nach § 2 Abs. 4 BauGB ist für den Bebauungsplan eine Umweltprüfung erforderlich. Demgemäß wird ein 
Umweltbericht nach § 2a BauGB zugeordnet, in dem die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 
7 und § 1a BauGB mit den voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt und in einem 
Umweltbericht beschrieben und bewertet werden. Der erforderliche Detaillierungsgrad ergibt sich aus der 
Anlage 1 des BauGB. Der Umweltbericht bietet die Grundlage für die Beteiligung der Öffentlichkeit und ei-
ne sachgerechte Abwägung der Umweltbelange. 

Das Bundesnaturschutzgesetz definiert in § 1 die wesentlichen Ziele des Naturschutzes, die für den 
Schutz, die Pflege und die Entwicklung von Natur und Landschaft relevant sind. Gemäß § 14 BNatSchG 
(Eingriffstatbestand) sind Eingriffe in Natur und Landschaft, Veränderungen der Gestalt oder Nutzung von 
Grundflächen oder Veränderungen des mit der belebten Bodenschicht in Verbindung stehenden Grund-
wasserspiegels, die die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes oder das Landschaftsbild 
erheblich beeinträchtigen können.  

Die Eingriffsregelung mit § 13 bzw. § 15 BNatSchG (Verursacherpflichten) schreibt eine Planungsabfolge 
vor, nach der zunächst geprüft wird, ob Eingriffe vermieden bzw. minimiert werden können. Verbleibende 
Eingriffe sind auszugleichen (Schaffung gleichartiger Strukturen/ Funktionen) oder zu ersetzen (Schaffung 
gleichwertiger Strukturen/ Funktionen in dem vom Eingriff betroffenen Naturraum).  

Die 2. Änderung des Bebauungsplanes „An der alten Gärtnerei“  stellt im Sinne des § 14 BNatSchG einen 
nach § 17 genehmigungspflichtigen Eingriff dar. Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung ist in Verbin-
dung mit § 18 BNatSchG im § 1a BauGB: Ergänzende Vorschriften zum Umweltschutz, integriert.  

Die Eingriffsregelung ist ferner im Zusammenhang mit dem Schutzgut Boden zu sehen. Nach § 1 des 
Bundes-Bodenschutzgesetzes (BBodSchG) sind nachhaltig die Funktionen des Bodens zu sichern oder 
wiederherzustellen. Die Inanspruchnahme ist auf ein unerlässliches Maß zu beschränken. Hierbei handelt 
es sich um eine grundsätzliche Leitlinie, die sich aus der Bodenschutzklausel des §1a Abs. 2 BauGB 
ergibt. 

 

1.1 EINLEITUNG 

1.1.1 Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele des Bauleitplans 

Die 2. Änderung des Bebauungsplanes wurde an die 1. Änderung angepasst, gilt jedoch nur für den fest-
gesetzten Änderungsbereich und hat folgenden Inhalt: 

- Änderung von Lage und Verlauf der Erschließungsstraße  

- Festsetzung einer öffentlichen Grünfläche mit der Zweckbestimmung „naturnaher Graben zur Ablei-
tung des Oberflächenwassers“ im Bereich der bereits umgesetzten Kompensationsmaßnahme (Fläche 
mit Bindungen für die Bepflanzung entsprechend § 9 Abs. 2 Nr. 25 BauGB entsprechend Ursprungs-
plan) 

- Neuaufteilung der Grundstücke (mögliche Grundstücksgrenzen); Entfall der Beschränkung der Grund-
stücksgrößen 

- Anpassung der Baufelder; Festsetzung der Firstrichtung entfällt  

- Änderung der Nutzungsschablone (Änderung der Traufhöhe/ Entfall der Festsetzungen von GFZ, 
Dachform und Dachneigung) 

- Festsetzung eines Leitungsrechts zugunsten des Abwasserzweckverbandes „Finne“ 

- Anpassung und Ergänzung der grünordnerischen Maßnahmen 

 

Ziel der 2. Änderung ist die Minimierung und Optimierung des Erschließungsaufwandes durch Anpassung 
des Bebauungsplanes an die inzwischen vorliegende, mit allen Beteiligten abgestimmte Erschließungspla-
nung.  

Gleichzeitig sollen die Festsetzungen der inzwischen rechtkräftigen 1. Änderung, die die Errichtung soge-
nannter Stadtvillen und Wohnhäuser im Bauhausstil ermöglichen, auf den Geltungsbereich der 2. Ände-
rung übertragen werden, um eine zügige Vermarktung der Baugrundstücke zu gewährleisten. Dies wird 
gewährleistet durch die Erhöhung der zulässigen Traufhöhe von 4,0 m auf 6,0 m und die Aufhebung der 
Festsetzung von Dachform, und Dachneigung, auch für den nördlichen Teil des Plangebietes.  
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Die Beschränkung der Grundstücksgrößen soll auch für diesen Teil des Plangebietes entfallen, um für die 
durch die Planänderung ermöglichten größeren Wohngebäude auch entsprechend größere Baugrundstü-
cke zuzulassen. Damit soll einem aktuellen Trend entsprochen werden, der sich in jüngster Zeit abzeich-
net. 

Mit Inkrafttreten der 2. Änderung des Bebauungsplanes für das Wohngebiet „An der alten Gärtnerei“ in 
Großneuhausen, tritt der genehmigte Bebauungsplan im räumlichen Geltungsbereich der 2. Änderung au-
ßer Kraft. Der ursprüngliche Plan ist in der Fassung maßgeblich, die er durch die Planänderung erhalten 
hat. Dabei gelten im Geltungsbereich des Ursprungsplans, der nicht von dem Änderungsbereich erfasst 
wird, die zeichnerischen und textlichen Festsetzungen des Ursprungsplans bzw. seiner 1. Änderung  fort. 
Die modifizierten textlichen Festsetzungen sind außerhalb des Änderungsbereichs nicht anwendbar.  

Für den Geltungsbereich der 2. Änderung des Bebauungsplans für das Wohngebiet „An der alten Gärtne-
rei“ in Großneuhausen gelten hingegen abschließend die im vorliegenden Änderungsplan getroffenen 
zeichnerischen und textlichen Festsetzungen.    

Das Planverfahren zur 2. Änderung wird auf der Grundlage des BauGB in der aktuell gültigen Fassung 
durchgeführt.  

 

1.1.2 Übergeordnete Ziele, Darstellung der in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen fest-
gelegten Ziele des Umweltschutzes und ihre Berücksichtigung 

Planungsrelevante Fachgesetze 

Fachgesetzt Berücksichtigt in  

Planung der 2. Änderung 

- Baugesetzbuch (BauGB) 
 

- Baunutzungsverordnung (BauNVO) 
 

- Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) /  
Thüringer Naturschutzgesetz (ThürNatG) 

- Umweltinformationsgesetz (UIG) 
 

- Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) / Thüringer UVP-Gesetz (ThürUVPG) 

- Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG) /  
Thüringer Bodenschutzgesetz (ThürBodSchG) 
 
 

- Wasserhaushaltsgesetz (WHG) /  
Thüringer Wassergesetz (ThürWG) 
 
 

- Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) 

- Thüringer Denkmalschutzgesetz (ThürDSchG) 
 
 

- Thüringer Landesplanungsgesetz (ThürLPlG) 
 

- Thüringer Nachbarrechtsgesetz (ThürNRG) 

- Aufstellung der Planunterlagen incl. 
Umweltbericht und GOP 

- Aufstellung der Planunterlagen und in 
Planzeichnung 

- Aufstellung Umweltbericht und GOP, 
Berücksichtigung des Artenschutzes 

- Berücksichtigung im Zuge der Öffent-
lichkeitsbeteiligung 

- Erstellung Umweltbericht 
 

- Erstellung Umweltbericht, Minimierung 
der Bodeninanspruchnahme durch Op-
timierung bestehender B-Pläne auf 
Brachflächen (keine Neuausweisung) 

- Erstellung Umweltbericht, Ausweisung 
einer neuen Fläche (naturnaher Gra-
ben) zur Ableitung von Oberflächen-
wasser 

- Aufstellung Umweltbericht und GOP 

- Berücksichtigung bei Archäologischen 
Bodenfunden im Zuge der Baumaß-
nahmen    

- Berücksichtigung vorhandener Vor-
rang- und Vorbehaltsgebiete 

- Einhaltung von Grenzabständen bei  
Gebäuden und Bepflanzungen 

 

Zusammenfassende Ziele aus Fachgesetzen und deren Berücksichtigung 

Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind neben anderen öffentlichen und privaten Belangen umweltschüt-
zende Belange (§ 1 Abs. 5, Abs. 6 Nr. 5 und 7 sowie § 1a BauGB) zu berücksichtigen. 
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Im § 1 definiert das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) die wesentlichen Zielsetzungen und Grundsät-
ze für den Schutz, die Pflege und die Entwicklung von Natur und Landschaft wie folgt:  

„Natur und Landschaft sind auf Grund ihres eigenen Wertes und als Grundlage für Leben und Gesundheit 
des Menschen auch in Verantwortung für die künftigen Generationen im besiedelten und unbesiedelten 
Bereich nach Maßgabe der nachfolgenden Absätze so zu schützen, dass 

1. die biologische Vielfalt 

2. die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes, einschließlich der  
    Regenerationsfähigkeit und nachhaltigen Nutzungsfähigkeit der Naturgüter sowie  
3. die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erholungswert von Natur und Landschaft  

auf Dauer gesichert sind; der Schutz umfasst auch die Pflege, die Entwicklung und, soweit erforderlich, die 
Wiederherstellung von Natur und Landschaft.“ 

 

Folgende Zielstellungen ergeben sich aus den Zielen des BBodSchG, des BImSchG sowie des ThürNatG: 

 Sicherung bzw. Wiederherstellung der Funktionen des Bodens, Abwehr von schädlichen Bodenverän-
derungen, Vorsorge gegen nachteilige Einwirkungen auf den Boden 

 Vermeidung bzw. Verminderung schädlicher Umwelteinwirkungen durch Emissionen in Luft, Wasser 
und Boden  

 Schutz, Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft im besiedelten und unbesiedelten Bereich, 
nachhaltige Sicherung von Funktions- und Regenerationsfähigkeit, Pflanzen- und Tierwelt sowie Viel-
falt, Eigenart und Schönheit von Natur und Landschaft 

 

Die Eingriffsregelung gem. § 14 ff. BNatSchG ist mit der Aufstellung jedes Bauleitplanes abzuarbeiten, da-
bei ist das Verhältnis zum Baurecht über § 18 BNatSchG geregelt. Entsprechend werden für das Bauleit-
planverfahren die konkreten Beeinträchtigungen ermittelt und die erforderlichen Vermeidungs- und Aus-
gleichsmaßnahmen festgesetzt. 

 

Ergänzende Vorschriften und deren Berücksichtigung 

DIN 18005 Schallschutz im Städtebau 
TA Lärm 
Thüringer Bauordnung (ThürBO) 

 Berücksichtigung im Zuge der Baumaßnahmen und der Errichtung der Gebäude 

 
Bundesartenschutzverordnung (BArtSchV) 

 die Einstufung verschiedener Arten in der Bundesartenschutzverordnung als besonders und/oder 
Streng geschützte Art hat Auswirkungen auf die artenschutzrechtliche Betrachtung. So werden 
dort neben den europarechtlich streng geschützten Arten auch die nationalrechtlich streng ge-
schützten Arten behandelt. 

 
Bundesbodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) 
Grundwasserverordnung (GrwV) 

 Berücksichtigung im Umweltbericht 

 

Planungsrelevante Fachpläne und deren Berücksichtigung 

Landesentwicklungsprogramm (LEP) Thüringen 2025 

Im Landesentwicklungsprogramm (LEP) Thüringen 2025 sind folgende Aussagen und Ziele enthalten, die 
sich auch auf den B-Plan (2. Änderung) übertragen lassen:  

- Leitvorstellung Siedlungsentwicklung 

 Die Flächenneuinanspruchnahme für Siedlungs- und Verkehrszwecke soll weiterhin kontinuierlich 
reduziert werden mit dem Ziel, bis 2025 die Neuinanspruchnahme durch aktives Flächenrecycling 
(in der Summe) auszugleichen.  
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- Erfordernisse der Raumordnung zur Siedlungsentwicklung 

 Die Siedlungsentwicklung in Thüringen soll sich an der Planungsleitlinie Innen- vor Außenentwick-
lung orientieren. Dabei soll der Schaffung verkehrsminimierender Siedlungsstrukturen und der 
Orientierung an zukunftsfähigen Verkehrsinfrastrukturen ein besonderes Gewicht beigemessen 
werden.  

 Die Flächeninanspruchnahme für Siedlungszwecke soll sich am gemeindebezogenen Bedarf ori-
entieren und dem Prinzip Nachnutzung vor Flächenneuinanspruchnahme folgen. Der Nachnut-
zung geeigneter Brach- und Konversionsflächen wird dabei ein besonderes Gewicht bei-
gemessen.  

 

- Leitvorstellung Wohnen/ Wohnungsnahe Infrastruktur 

 In Thüringen soll den vielfältigen Möglichkeiten des Zusammenlebens durch ein angemessenes 
Angebot vielfältiger und barrierefreier Wohnformen in gemischten Quartieren Rechnung getragen 
werden. Diese attraktiven und den sich ändernden gesellschaftlichen Rahmenbedingungen ange-
passten Wohnangebote setzen auch eine den Bedürfnissen angepasste soziale Infrastruktur, wie 
zum Beispiel Versorgungs-, Bildungs-, Gesundheits-, Kultur- und Freizeitangebote voraus.  

 Bei der Versorgung der Bevölkerung mit Wohnraum sollen Wohnräume, die Aspekte des demogra-
fischen Wandels, des Umwelt- und Klimaschutzes sowie der Schaffung und Erhaltung sozial stabi-
ler Bewohnerstrukturen maßgeblich einbezogen werden.  

 Die Optimierung des Wohnraumangebots soll unter Berücksichtigung des stadtentwicklungspoliti-
schen Ziels des urbanen, flächensparenden Bauens und Wohnens angestrebt werden. Dazu soll 
insbesondere die Förderung in den Bereichen Mietwohnraum, selbst genutztes Eigentum und 
Wohnraummodernisierung sichergestellt werden 

 

- Erfordernisse der Raumordnung zum Wohnen/ Wohnungsnahe Infrastruktur 

 In allen Landesteilen soll eine ausreichende und angemessene Versorgung der Bevölkerung mit 
Wohnraum gesichert werden. Der Wohnraumbestand soll insbesondere für die Bedürfnisse einer 
weniger mobilen, älteren und vielfältigeren Gesellschaft mit einer sinkenden Anzahl von Haushal-
ten weiterentwickelt werden. Raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen, die die Wohnraum-
versorgung beeinträchtigen, sollen vermieden werden.  

 

Sämtliche Vorgaben des LEP 2025 werden durch das Vorhaben erfüllt. Durch die Änderung des B-Planes 
kann der Brachstandort entwickelt und mit Wohnbebauung erschlossen werden. Es entsteht eine Flächen-
sparende Bebauung, da keine unbebauten Flächen sondern bereits mit Wohnbebauung überplante (im 
Bereich der Fläche der 2. Änderung noch nicht umgesetzt) Brachflächen der ehemaligen LPG bebaut / 
wieder nutzbar gemacht werden. 

 

Regionalplan Mittelthüringen (RP MT 2011) 

Das Plangebiet in der Ortslage Großneuhausen liegt innerhalb der grau und weiß dargestellten Siedlungs-
flächen. Unmittelbar nördlich und westlich grenzt das Vorranggebiet für landwirtschaftliche Bodennutzung 
– LB-17 (Östlich Kölleda) an. Südlich der Ortslage Großneuhausen befindet sich noch das Vorbehaltsge-
biet zur Freiraumsicherung fs-70 (Lossa-Aue). Die genannten Vorrang- und Vorbehaltsgebiete werden 
nicht durch die 2. Planänderung tangiert. 

 

Flächennutzungsplan 

Für Großneuhausen liegt kein wirksamer Flächennutzungsplan vor. Der Bebauungsplan für das Wohnge-
biet „An der alten Gärtnerei“ wurde als vorzeitiger Bebauungsplan gemäß § 8 Abs. 4 BauGB aufgestellt 
und genehmigt. Im Wesentlichen bleibt die Festsetzung als Wohngebiet bestehen, es ändern sich nur in-
haltliche Dinge und die Flächenanteile (im Vergleich zu Verkehrsflächen und sonstigen Festsetzungen, 
z.B. des Grabens). 
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1.2 BESTANDSAUFNAHME UND BEWERTUNG DER UMWELTAUSWIRKUNGEN 

1.2.1 Bestandsaufnahme 

1.2.1.1 Belange nach § 1 Abs. 6 Nr. 7a BauGB (Schutzgüter in Natur und Landschaft) 
 

  S c h u t z g u t  T i e r e ,  P f l a n z e n ,  b i o l o g i s c h e  V i e l f a l t  
 

In der folgenden Tabelle sind die im Änderungsbereich vorkommenden Biotoptypen nach dem Code für 
Biotopkartierungen in Thüringen einschließlich ihrer Bedeutung aufgelistet (gemäß TMLNU 1999). Die Flä-
cheneinstufung orientiert sich dabei an den bisher rechtskräftigen Flächen des B-Planes. Die tatsächlich 
im Plangebiet aktuell befindlichen Biotoptypen (Brache) werden nicht weiter berücksichtigt. 

Tabelle 1: Biotoptypen im Geltungsbereich 

Code Biotoptyp Bedeutung Bemerkung 

Gehölze 

6214 Sonstiges naturnahes Feldgehölz hoch Flächiger Gehölzbestand, bestehende 
Kompensationsfläche (Fläche mit Bin-
dung für die Bepflanzung mit Bäumen 
und Sträuchern) 

Siedlung, Verkehr 

9200 Verkehrsflächen, versiegelt sehr  
gering 

Straßen, sonstige Flächen (Asphalt, 
Beton, undurchlässiges Pflaster) 

9214 Wirtschaftsweg/ Fußwege, unversiegelt sehr  
gering 

befestigte Wegeflächen (wasserge-
bundene Decke) 

9110 Wohngebiet, bebaute Flächen (GRZ 0,3) sehr  
gering 

Wohngebäude, Zufahrt, Nebenanlagen 

Siedlungsgrün 

9351 Garten in Nutzung gering Nicht überbaubare Flächen des Wohn-
gebietes, Hausgärten 

9399 sonstige Grünflächen mittel öffentliche Grünfläche mit drei Bäumen 

 

Der Untersuchungsraum befindet sich am westlichen Ortsrand von Großneuhausen. Erschlossen ist das 
Gebiet durch Pfarrgasse und die Straße „Hinter der Kirche“. Am Standort besteht durch die ehemalige Be-
bauung (Gelände der ehemaligen LPG) eine anthropogene Vorbelastung. Zudem besteht der bereits 
rechtskräftige Bebauungsplan von 1999, der ebenso als Vorbelastung zu bewerten ist.  

Der Änderungsbereich ist in der alten Planung gekennzeichnet durch Verkehrs- (9200, 9214) und Wohn-
bauflächen (9110). Der nicht überbaubare Teil des Wohngebietes wird als gewöhnlicher durchschnittlicher 
Hausgarten (9351) angenommen. Weiterhin bestand eine kleine öffentliche Grünfläche (Rasen) mit drei 
Bäumen, die als sonstige Grünfläche bewertet wird (9399). 

Potenziell sind im Gehölzstreifen westlich und nördlich des Plangebietes entsprechend der Habitateignung 
des Plangebietes folgende Artenvorkommen der Avifauna möglich: Dorngrasmücke, Elster, Fitis, Gimpel, 
Girlitz, Grauschnäpper, Heckenbraunelle, Klappergrasmücke, Misteldrossel, Rabenkrähe, Stieglitz, Tür-
kentaube, Turteltaube, Wachholderdrossel, Wintergoldhähnchen, Zilpzalp, Bluthänfling, Feldsperling.  

Bei den Fledermäusen können im Plangebiet entsprechend der jeweiligen Verteilung der Artenvorkom-
men in Thüringen (vgl. TRESS et al. 2012, Verbreitungskarten) folgende Arten jagen oder dieses überflie-
gen: Breitflügelfledermaus, Große Bartfledermaus, Kleine Bartfledermaus, Wasserfledermaus, Großes 
Mausohr, Fransenfledermaus, Großer Abendsegler, Rauhautfledermaus, Braunes Langohr, Graues Lang-
ohr, Zwergfledermaus. 

Weitere planungsrelevante Artenvorkommen sind nicht zu erwarten.  

Das Plangebiet liegt außerhalb naturschutzrechtlicher Schutzgebietsausweisungen. Das nächstgelegene 
nationale Schutzgebiet befindet sich ca. 3 km südwestlich (NSG 71: Brembacher Weinberge).  
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Auch die in der Ortslage Großneuhausen befindlichen Naturdenkmäler (Nr. SÖM1035 „Die Eiche am 
Fischteich“ und Nr. SÖM1035 „Die Eiche am Dorfteich“) liegen außerhalb des B-Plangebietes und sind 
nicht betroffen (vgl. TLUG 2018 KARTENDIENST NATURSCHUTZ). 

Zu europäischen Schutzgebieten im Umfeld werden weitere Aussagen in Kapitel 1.2.1.2 getroffen.  

Im Geltungsbereich des Vorhabens befinden sich keine besonders geschützten Biotope nach § 30 
BNatSchG in Verbindung mit § 18 ThürNatG. 

Das Plangebiet ist insgesamt, auf der Grundlage des bestehenden rechtskräftigen B-Planes, mit einer ge-
ringen Wertigkeit für Tiere und Pflanzen einzuschätzen und insgesamt als stark vorbelastet einzustufen. 
Der Gehölzstreifen am Ortsrand weist eine Mittlere Bedeutung auf. 

Die biologische Vielfalt im Plangebiet wird insbesondere geprägt durch Siedlungsgehölze und Grünflächen 
im Siedlungsbereich.  

Durch die Vorbelastung (ehemalige Bebauung) sind die ursprünglichen Standortbedingungen bereits ge-
stört. Aber auch innerhalb der derzeitigen Brachflächen kann sich eine Biologische Vielfalt aus typischen 
Arten siedlungsbezogener Brachstandorte entwickeln. Für den Standort sind aber keine Vorkommen von 
gefährdeten oder streng geschützten Arten bekannt, zudem besteht im unmittelbaren Nahbereich zur Sied-
lung auch eine Vorbelastung (Vorkommen empfindlicher Arten damit ausgeschlossen). 

 

  S c h u t z g u t  F l ä c h e  

Der Änderungsbereich der 2. Änderung ist 8.720 m² groß und beinhaltet vorhandene Festsetzungen zu 
Wohngebieten (6.880 m²), Verkehrsflächen (979 m²), öffentlichen Grünflächen (62 m²) und Flächen mit 
Bindung für die Bepflanzung mit Bäumen und Sträuchern (799 m²). 

Für die Wohngebiete gilt gemäß Altplanung eine GRZ von 0,3. Eine Überschreitung der GRZ für Garagen 
und Stellplätze gemäß §19 BauNVO wurde nicht ausgeschlossen, also kann anteilig bis zu einem Wert 
von maximal 0,45 Fläche versiegelt werden. Von der 6.880 m² Wohngebietsfläche konnten somit 3.096 m² 
versiegelt werden. Zuzüglich der Verkehrsfläche war insgesamt eine Versiegelung von 4.026 m² möglich. 

 

  S c h u t z g u t  B o d e n  

Die Fläche befindet sich geologisch im Thüringer Becken. Als oberste geologische Schicht stehen weich-
selzeitlicher Löß, Lößlehm, Lößderivate bzw. lößdominierte Fließerden an (TLUG 2018 KARTENDIENST 

GEOLOGIE).  

Als Bodenart steht Lehm - Schwarzerde (über Sand oder Kies) (ds 1) an (TLUG 2018 KARTENDIENST 

GEOLOGIE). Im Bereich ehemaliger Gebäude und ehemals befestigter Flächen (altes LPG-Gelände) ist der 
Boden stark anthropogen beeinflusst (Versiegelung, Überformung, Verdichtung).  

Tabelle 2: Bewertung der Bodenfunktionen unbelasteter Böden (ds 1) 

Bodenfunktionen: (Bewertung: sehr gering - sehr hoch) 

Ertragsfähigkeit: hoch -  sehr hoch 

Erosionsanfälligkeit: gering  

Filter-/Pufferfunktion: hoch 

Wasserspeichervermögen: hoch 

Archivfunktion: mittel 

Naturnähe: mittel 

 

Der Boden im Plangebiet weist keine besondere Standortfaktorenkombination auf. Es bestehen keine be-
sonderen Funktionen im Naturhaushalt.  

 

  S c h u t z g u t  L a n d s c h a f t  

Großräumig betrachtet gehört das Plangebiet zum Naturraum 5.1  “Innerthüringer Ackerhügelland“ (Acker-
hügelländer) (TMLNU / TLUG 2004).  
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Im Hinblick auf die Erholungssuche des Menschen hat das Landschaftsbild eine herausragende Bedeu-
tung. Der Wert des Landschaftsbildes ergibt sich aus der Eigenart, Vielfalt und Schönheit. 

Der Untersuchungsraum befindet sich innerhalb einer flachen Senke zwischen der Hohen Schrecke im 
Norden und den Brembacher Weinbergen im Süden. Die Umgebung von Großneuhausen wird aufgrund 
der hochwertigen Böden intensiv landwirtschaftlich genutzt. Lediglich einige wenige Gehölze an Gräben 
und Feldwegen sowie im Umfeld der Ortslagen gliedern die Flächen. Auch der Verlauf der Lossa, südlich 
von Großneuhausen, weist nur einen schmalen Grüngürtel (lineare Gehölze) auf. 

Für das Untersuchungsgebiet selbst sind als ortsbildprägend zu nennen: 

 Gehölzstrukturen am Ortsrand,  

 Brache, im Bereich der 2. Änderung bisher nicht umgesetzte Wohnbebauung auf ehem. LPG-Standort 

 östlich vom Plangebiet gelegene dörfliche Bebauung und Gärten 

 

Das Plangebiet selbst ist aufgrund der starken Eingrünung (Hecke im Süden und Westen) und der östlich 
und nördlich angrenzenden Bebauung nur gering von außen einsehbar. Entsprechend bestehen aber auch 
keine Fernsichten zu umliegenden Landschaftsstrukturen. Die Begrünung des Grundstücks durch Grün-
land und Gehölzen wirkt sich dahingehend positiv für das Landschaftsbild aus, das die bestehende Sied-
lung eine umfassende Eingrünung hin zu den umgebenden Landwirtschaftsflächen aufweist.  

Der Naturraum, in dem sich das Plangebiet befindet, besitzt je nach Teilbereich eine geringe bis mittlerer 
Landschaftsbildqualität. Ausgedehnte, ungegliederte Ackerflächen weisen nur eine geringe Landschafts-
bildqualität auf, naturnahe Flächen mit Gehölzen (Hecken, Baumreihen, Siedlungsgehölze), und an glie-
dernden Gewässern sind zumindest mittel bedeutsam. Nur noch wenige Restflächen (z.B. größere Stillge-
wässer mit naturnahen Randbereichen) im Naturraum haben eine hohe Bedeutung.  

Das Plangebiet an sich ist hier als mittel bedeutend einzuordnen, neben der vorhandenen Ortsrandeingrü-
nung bestehen aber auch erhebliche Vorbelastungen (bestehende B-Planausweisung, ehemaliger LPG-
Standort). Der Naturraum insgesamt besitzt nur eine mittlere bis geringe Bedeutung als Erholungsraum, 
diese ist für das Plangebiet ebenso nachrangig (Brachfläche eines rechtskräftigen B-Planes).  

 

  S c h u t z g u t  K l i m a  /  L u f t  

Das Plangebiet im Landkreis Sömmerda gehört zum Klimabereich Zentrale Mittelgebirge und Harz sowie 
Südostdeutsche Becken und Hügel. Die Region ist warm und trocken. Im langjährigen Mittel herrschen im 
Landkreis Sömmerda folgende Klimacharakteristika (TLUG 2018 UMWELT REGIONAL) vor: 

 Jahresmitteltemperatur: 7,8 bis 9,3°C 

 Jahressumme Niederschlag: 550 bis 738 mm 

 Sonnenscheindauer: 1.476 bis 1.554 h/Jahr 

 Tage mit Schneedeckenhöhe ab 10 cm: 3 bis 16 

 Überwiegend vorherrschende Windrichtung in freien Lagen: Westsüdwest 

 

Die bestehende Ortslage Großneuhausen und das derzeit rechtskräftige Wohngebiet selbst sind als Sied-
lungsklima zu bewerten, im unmittelbaren Umfeld dominiert jedoch das Freilandklima der vorhandenen 
Ackerflächen (Kaltluftentstehungsgebiet) und siedlungsnahen Gehölze (lokalklimatische Ausgleichsfunkti-
on). Im Plangebiet herrscht durch die ehemalige Bebauung und die rechtskräftige Planung von Verkehrs-
/Wohnbauflächen bereits eine starke Vorbelastung der lokalklimatischen Situation. 

Durch vorhandenen Gehölzbestände werden Witterungsextreme abgemildert (v.a. Wind), aber auch die 
kaltluftproduzierenden Prozesse gebremst. Andererseits begünstigen die Gehölze eine Filter und Puffer-
funktion der Luft und verbessern damit, wenn im vorliegenden Fall auch nur lokal, die Luftqualität. 

Vorbelastungen des Klimas treten zudem in Form bereits bebauter Flächen auf. Der größte lokale Emittent 
im Raum ist die Landwirtschaft. Größere Gewerbeflächen befinden sich erst ca. 5 km nordwestlich von 
Großneuhausen in Kölleda (Kiebitzhöhe). Die Luftqualität ist daher im ländlichen Bereich im Allgemeinen 
als gering vorbelastet zu bewerten. Das Plangebiet selbst besitzt als bestehendes Plangebiet mit umge-
benden Grünstrukturen eine geringe (Bebauung) bis mittlere (Eingrünung) Bedeutung für das Schutzgut 
Klima / Luft.  
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  S c h u t z g u t  W a s s e r  

Die Analyse des Schutzgutes Wasser erfasst sowohl die Oberflächengewässer als auch das Grundwas-
ser. Fließgewässer und Stillgewässer sind im Plangebiet nicht zu finden. Das Plangebiet liegt im Einzugs-
bereich der Lossa, die im südlichen Bereich von Großneuhausen verläuft und südlich des Plangebietes ei-
nen Nebenarm (Mühlgraben Großneuhausen) aufweist. Südlich des B-Plangebietes liegt zudem (unmittel-
bar am Mühlgraben) ein naturnahes Regenrückhaltebecken.  

Der Geltungsbereich des B-Planes befindet sich zudem außerhalb von Trinkwasserschutzgebieten. 

Im Bereich des Plangebietes liegt das Grundwasserniveau nur ca. 3m tief unterhalb GOK. Die Schutzfunk-
tion der Grundwasserüberdeckung ist aufgrund der geringen Grundwasserflurabstände als gering einge-
stuft. (TLUG 2018 KARTENDIENST GEOLOGIE). Auf unbebauten Flächen ist im Plangebiet mit einer geringen 
Grundwasserneubildung von 50-75 mm/Jahr zu rechnen (TLUG 2018 UMWELT REGIONAL). 

 

1.2.1.2 Belange nach § 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB (Natura 2000- Gebiete) 

Gebiete des Europäischen ökologischen Netzes „Natura 2000“ (§ 10 (1) Nr. 8 BNatSchG) sind von der 
Planung nicht direkt betroffen. Das am nächsten gelegenen FFH-Gebiet liegt ca. 3 km südwestlich des 
Vorhabens (FFH-Gebiet Nr. 42 „Brembacher Weinberge - Klausberg - Scherkonde“ (DE4833-301). Das 
am nächsten gelegenen SPA-Gebiet liegt ca. 7 km nordöstlich des Vorhabens (SPA-Gebiet Nr. 10 „Hohe 
Schrecke - Finne“ (DE4734-320) mit dem ebenso hier befindlichen FFH-Gebiet N3. 28 („Hohe Schrecke - 
Finne“, (DE4734-320) (TLUG 2018 KARTENDIENST NATURSCHUTZ). 

 

1.2.1.3 Belange nach § 1 Abs. 6 Nr. 7c BauGB (Mensch und seine Gesundheit) 

In diesem Kapitel wird der Mensch in seiner Wohnsituation, Erholungsnutzungen und Freizeitinfrastruktu-
ren betrachtet. Die Bewertung der Flächen hinsichtlich ihrer Bedeutung bzw. Empfindlichkeit erfolgt über 
eine vierstufige Skala, wie nachfolgend dargestellt: 

Tabelle 3: Bewertung Schutzgut Mensch, Wohn- und Wohnumfeldfunktion 

Bedeutung Wohn- und Wohnumfeldfunktion 

gering Industriegebiete 

mittel Gewerbegebiete 

hoch Einzelhaus, Kleingartenanlage, Grün-, Sport- und Spielanlage 

sehr hoch Wohngebiete 

 

Das Plangebiet besitzt für den Menschen in seiner derzeitigen Ausprägung keine Bedeutung hinsichtlich 
einer Wohnfunktion, da die Wohnbauflächen bisher aufgrund nicht mehr zeitgemäßer Einschränkungen 
nicht vermarktet werden konnten. 

Die umgebende Agrarflur weist mit einigen wenigen Feldwegen eine geringe bis mittlere Bedeutung für die 
Erholung auf. Am Ortsrand von Großneuhausen befinden sich jedoch in Sichtnähe verschiedene ortsrand-
nahe Grünstrukturen (z.B. Gärten) mit einer hohen Bedeutung für die ortsnahe Erholung.  

Die gemischten dörflichen Bauflächen in Großneuhausen selbst sind mit einer hohen Bedeutung hinsicht-
lich Wohnfunktion und Empfindlichkeit im Hinblick auf Lärm und anderen Immissionen zu bewerten.  

 

1.2.1.4 Belange nach § 1 Abs. 6 Nr. 7d BauGB (Kultur- und Sachgüter) 

Im Plangebiet bzw. im direkten Umfeld sind nach aktuellem Kenntnisstand keine Kultur-/ Sachgüter, Bo-
dendenkmale / Bodenfunde vorhanden, zumal auch eine Vorbelastung aus der ehemaligen LPG-
Bebauung besteht. 

Die Planfläche unterliegt derzeit keiner Nutzung, die im ursprünglichen B-Plan festgesetzten Wohngebiete 
wurden bislang nie umgesetzt (nur im Bereich der 1. Änderung steht inzwischen ein Rohbau). 
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1.2.1.5 Wechselwirkungen zwischen den Belangen nach den Buchstaben a – d (§ 1 Abs. 6 Nr. 7i 
BauGB) 

Der Untersuchungsraum ist stark anthropogen durch die ehemalige Bebauung (inzwischen abgerissene 
Gebäude und rückgebaute befestigte Flächen) geprägt. Die ursprünglich festgesetzten Wohnbauflächen 
und Erschließungsanlagen sind jedoch noch nicht umgesetzt. Dennoch  beeinflusst die bisherige Sied-
lungstätigkeit (ehem. LPG) weiterhin die Grundwasserneubildungsrate, vorkommende Tier- und Pflanzen-
arten bzw. die Artenvielfalt sowie das Klima. Die im Plangebiet randlich vorhandenen Grün- und Offen-
landstrukturen bewirken einen klimatischen Ausgleich. Sie prägen das Landschaftsbild und stellen Lebens- 
und Rückzugsraum für Tiere und Pflanzen dar. Insbesondere im Bereich von Gehölzen haben sich Le-
bensräume planungsrelevanter Arten entwickelt. Die bestehenden Gehölze wirken sich dabei lokal zum ei-
nen positiv auf das Klima (Abschwächung von Wind, Filterung der Luft) als auch positiv für das Land-
schaftsbild (Eingrünung Ortslage) aus. Für den Mensch wiederum sind die Flächen derzeit als Erholungs-
fläche unbedeutsam und als Wohnbaufläche bisher (unter den alten Festsetzungen) nicht attraktiv. 

 

1.2.2 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung und Nichtdurch-
führung der Planung  

1.2.2.1 Belange nach § 1 Abs. 6 Nr. 7a BauGB (Auswirkungen auf die Schutzgüter in Natur und 
Landschaft) 

  S c h u t z g u t  T i e r e ,  P f l a n z e n ,  b i o l o g i s c h e  V i e l f a l t  

Biotope 

Baubedingte Auswirkungen können ausgeschlossen werden, es werden keine Flächen in Anspruch ge-
nommen, die über das anlagebedingte Maß (Graben, Wohn-und Verkehrsflächen) hinausgehen.  

Die nicht von der Errichtung des Grabens in Anspruch genommen Gehölze des vorhandenen Pflanzstrei-
fens sind während der Baumaßnahme durch geeignete Maßnahmen nach DIN 18920 zu schützen. Eine 
Flächeninanspruchnahme im Gehölz über die eigentlich geplante Grabenfläche hinaus ist nicht zulässig.   

Durch die Überplanung des B-Plangebietes wird dieses neu geordnet (Änderung Flächenanteile Verkehrs-
flächen und Wohngebiet, kleine öffentliche Grünfläche wird überplant, Anlage eines Grabens und von Ver-
kehrsflächen (neue Einfahrt) auf bisher mit Gehölzen zu bepflanzenden Flächen). Im Bereich der überplan-
ten Gehölze geht die derzeitige Biotopstruktur (Gehölze sind schon nach Rechtskraft des Ursprungsplanes 
als Eingrünung des Gebietes umgesetzt worden) verloren (Konflikt K1). Auf den übrigen Flächen werden 
die bisherigen Festsetzungen überplant. Im Zuge der Herstellung werden dann die geänderten Festset-
zungen berücksichtigt, die derzeit vorhandenen Brachflächen (Wohnbauflächen und Verkehrsflächen bis-
her nicht umgesetzt) werden bebaut. Die anlagebedingte Überformung und Versiegelung verändert sich 
minimal gegenüber der Ursprungsplanung. Die einzelnen sich ändernden Flächenanteile werden in Kapitel 
1.2.3 gegenübergestellt. Der Hauptkonflikt ist der Verlust der bisherigen Grünflächen (Gehölze, K1). 
Im Zuge von Gehölzpflanzungen im Gemeindegebiet entstehen jedoch auch neue Biotopstrukturen (vgl. 
Maßnahme A1). 

Betriebsbedingte Auswirkungen auf die umgebenden Biotope sind nicht zu erwarten. 

Bei Nichtdurchführung des Vorhabens würden die Grundstücke nach der Vorgabe des alten BP ver-
kauft werden müssen, was bisher nicht gelang. So würden unter gleichbleibender Pflege die derzeitigen 
Brachflächen weiter erhalten bleibt. Eine Umsetzung des Ursprungs-B-Planes wäre aber jederzeit möglich. 

 

Fauna 

Die potenziell vorkommenden Arten der Fledermäuse sind teilweise vom Vorhaben betroffen. Die Gehölz-
strukturen, die als Jagdgebiet genutzt werden, bleiben jedoch überwiegend erhalten (Gehölzstreifen am 
Ortsrand). Auch der neu anzulegende Graben, der naturnah geplant wird (keine Versiegelung, Erdgraben 
mit Vegetationsstruktur) ist als lineare Gewässer-Struktur im Gehölz für das Jagdgebiet der Fledermäuse 
auch positiv zu bewerten. Für die unvermeidbar zu rodenden jungen Gehölzbestände (Bereich neuer Ver-
kehrsflächen und im Bereich des zukünftigen Grabens wird eine Bauzeitenregelung festgelegt, um mögli-
che Tagesquartiere von Fledermäusen (im Sommer) nicht zu beeinträchtigen (vgl. VSAP1). Durch die Neu-
anlage von Gehölzen in der Ortslage Großneuhausen entstehen zudem auch neue lineare Jagdstrukturen 
für Fledermäuse (Baumreihen, Maßnahme A1). Durch die geplante 2. Änderung des B-Plangebietes sind 
daher keine erheblichen Auswirkungen auf Fledermäuse festzustellen. 

Für die in den zu rodenden Gehölzen potenziell vorkommenden Arten der Avifauna (Gehölzbrüter) kön-
nen ebenso Beeinträchtigungen entstehen: 
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Baubedingte Beeinträchtigungen der Gehölzbrüter entstehen durch die Beeinträchtigung oder Tötung 
einzelnen Individuen im Zuge der Beseitigung von Gehölzen (Konflikt K2). Bei der Beseitigung von Ge-
hölzen sind daher entsprechende Vermeidungsmaßnahmen (Rodung außerhalb Brutzeit, vgl. VSAP1) erfor-
derlich. 

Anlagebedingt gehen bei der Beseitigung einzelner Gehölze Habitatstrukturen für die potenziell hier vor-
kommenden Gehölzbrüter verloren. Im Zuge der geplanten Ausgleichsmaßnahmen (Baumreihen, A1) sind 
jedoch auch neue Gehölzpflanzungen vorgesehen, sodass langfristig auch ausreichend Brutplätze für die 
Avifauna im Bereich der Ortslage von Großneuhausen und dessen näherer Umgebung gegeben sind. So-
mit ist keine erhebliche Beeinträchtigung erkennbar. 

Betriebsbedingt können Störungen von den umgebenden Artenvorkommen ausgeschlossen werden. Die 
überplante Fläche ist bereits heute durch ihre ehemalige Nutzung als LPG-Standort entsprechend vorbe-
lastet, sodass die zukünftig bestehende Nutzung als Wohngebiet, insgesamt keine erhebliche Störung 
verursacht.  

 

Biologische Vielfalt 

Die biologische Vielfalt im Plangebiet wird durch die 2. Änderung des B-Planes, insbesondere durch den 
Verlust von Flächen mit Gehölzen als Lebensraum für Tiere und Pflanzen, beeinträchtigt.  

Die Bau- und anlagebedingten Beeinträchtigungen führen zum Verlust des Arteninventars und zur weite-
ren anthropogenen Überformung der neu zu überbauenden Flächen.  

Auf der Fläche besteht bereits eine entsprechende Vorbelastung (Brachfläche, Siedlungsnähe, bestehen-
de B-Planung), sodass im Wirkbereich des Vorhabens derzeit ohnehin bereits anpassungsfähige und 
überwiegend störungsunempfindliche Arten vorkommen. Zudem sind auch neue Gehölzpflanzungen zur 
Eingrünung geplant, die ihrerseits auch zukünftig als Lebensraum für Fauna und Flora dienen. Daher ent-
stehen durch das Vorhaben insgesamt keine erheblichen Beeinträchtigungen für die Biologische Vielfalt.  

 

Bei Nichtdurchführung der 2. Änderung des B-Planes bleiben sämtliche Lebensräume und Artenvor-
kommen und somit auch die Biologische Vielfalt im Status quo bestehen bzw. wär eine Umsetzung der 
Wohnbebauung nach der alten Planung ohne zusätzliche Beeinträchtigungen möglich. Ohne Änderung 
könnte aber auch der erforderliche Graben und die zusätzliche Einfahrt für die Verkehrsflächen nicht ange-
legt werden, hier würde weiterhin ein Gehölzbestand stocken. 

 

  S c h u t z g u t  F l ä c h e  

Im Bereich der 2. Änderung werden die Flächen des Wohngebietes und die Verkehrsflächen verändert. Es 
entfällt die bisherige kleine öffentliche Grünfläche, zudem entfällt ein Teil der Gehölzpflanzungen. Hier wird 
stattdessen eine öffentliche Grünfläche für einen Graben (Ableitung von Oberflächenwasser) festgesetzt.  

Insgesamt bestehen nach der 2. Änderung folgende Flächenanteile: 

 Gesamtfläche 8.720 m², davon: 

 Verkehrsfläche 1.425 m² 

 öffentliche Grünfläche, Graben: 705 m² 

 Wohngebiet 6.590 m² 

 

Im Wohngebiet wird für die Wohnbauflächen wie bisher eine Grundflächenzahl von 0,3 festgesetzt. Eine 
Überschreitung der GRZ für Garagen und Stellplätze gemäß §19 BauNVO wird weiterhin nicht ausge-
schlossen, also kann auch zukünftig anteilig bis zu einem Wert von maximal 0,45 Fläche versiegelt wer-
den. Durch Zufahrten, befestigte Flächen und Wohngebäude können damit insgesamt 2.966 m² im Wohn-
gebiet versiegelt werden. Insgesamt entsteht unter Berücksichtigung der überbaubaren Flächen und der 
geplanten Verkehrsflächen eine Gesamtversiegelung von 4.391 m². Im Vergleich zur Alt-Planung von 1999 
sind dies etwa 365 m² mehr versiegelte Fläche (vgl. Konflikt KV unter Boden). 

Die übrige Fläche wird als nicht überbaubare Fläche bzw. als sonstige Grünfläche mit 4.330 m² bewertet. 
Diese beinhaltet sämtliche Grünflächen (verbleibende Gehölze, neue Gehölze, gestaltete Grünflächen) 
des Plangebietes. 

Bau und Betriebsbedingt werden keine weiteren Flächen beeinträchtigt. 
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Bei Nichtdurchführung des B-Planes bleiben der Bestand der Gehölzfläche sowie die Ursprungsplanung 
von Wohngebieten, Verkehrsflächen und Grünflächen erhalten. Es käme bei einer Umsetzung der Ur-
sprungsplanung zu einer geringfügig kleineren Versiegelung. 

 

  S c h u t z g u t  B o d e n  

Baubedingte Auswirkungen wie Verdichtung und Änderung der oberen Bodenschichten durch Überfah-
ren, Schotter- und ggf. Bauschutteintrag, Lagern von Baumaterial außerhalb von Baustellen, Verlust von 
Treib- und Schmiermittel sowie Hilfsstoffen (Chemikalien), Oberflächenverdichtung und Gefahr des Eintra-
ges von Schmier- und Lösungsmitteln, Treib- und Brennstoffen sind überwiegend vermeidbar und werden 
als nicht erhebliche Auswirkungen eingeschätzt. Zudem ist es nicht vorgesehen, zusätzliche Flächen über 
das anlagebedingte Maß hinaus in Anspruch zu nehmen. Weiterhin bestehen im Plangebiet Vorbelastun-
gen (ehemaliges LPG-Gelände, vgl. historische Luftbilder aus GDI TH 2018).   

Im Plangebiet erfolgt durch die 2. Änderung des B-Planes anlagebedingt eine Veränderung der geplanten 
Flächenanteile, aus der schlussendlich eine Neuversiegelung von 365 m² Boden (Bodentyp ds1, Konflikt 
KV) einhergeht.  

Durch die Anlage eines neuen Grabens auf 705 m² im Bereich vormalig zur Gehölzpflanzung festgesetzter 
Grünflächen erfolgt zudem Bodenaushub und damit eine Überformung der Bodenflächen. Aufgrund der 
Vorbelastung (ehemaliges LPG-Gelände) wird die Beeinträchtigung aber nicht als erheblich angesehen, 
zumal sich auch der zukünftige Graben naturnah entwickeln soll und hier keine Flächenversiegelung oder 
Bebauung stattfindet. 

Betriebsbedingt werden keine weiteren Flächen beeinträchtigt. 

Bei Nichtdurchführung des B-Planes bleibt der Bestand der bisherigen Planung bestehen, es käme zu 
keinen zusätzlichen Versiegelten oder überformten Flächen.  

 

  S c h u t z g u t  L a n d s c h a f t  

Baubedingte Auswirkungen entstehen durch temporäres Auftreten von Baumaschinen und Fahrzeugen 
währen des Baus der Anlagen. Die Auswirkungen sind in der Regel aufgrund ihrer zeitlich begrenzten Wir-
kung nicht erheblich. 

Anlagebedingt entsteht durch den Verlust von Gehölzfläche (im Bereich der neuen Verkehrsfläche und 
am Graben) eine zusätzliche Überformung des Ortsrandes. Die Flächenveränderungen der Verkehrsflä-
chen und Wohnbauflächen stellen im Vergleich zur Ursprungsplanung eine für das Landschaftsbild nur ge-
ringfügig relevante Änderung dar, der Verlust von Gehölzen am Ortsrand ist hingegen erheblich (Konflikt 
K3). 

Der neue Graben wird extensiv gepflegt und soll sich naturnah entwickeln, was sich an sich nicht negativ 
auf das Ortsbild auswirkt. Durch die Anlage von neu geplanten Gehölzpflanzungen im Zuge der Maßnah-
me A1 entstehen jedoch auch neue Gehölzstrukturen im Umfeld der Ortslage. 

Betriebsbedingt werden keine weiteren Flächen beeinträchtigt. 

Bei Nichtdurchführung des Vorhabens würde das derzeitige Landschaftsbild bestehen bleiben, bzw. 
könnte der B-Plan entsprechend der Altplanung umgesetzt werden. Es käme zu keiner Beseitigung von 
angepflanzten Gehölzen und somit zu keiner Beeinträchtigung der Ortsrandeingrünung. 

 

  S c h u t z g u t  K l i m a  /  L u f t  

Baubedingte Auswirkungen entstehen durch zeitlich begrenzte Emissionen von Staub und Abgasen von 
Baumaterialien und Baufahrzeugen, die Auswirkungen werden nicht als erheblich eingeschätzt. 

Anlagebedingt entsteht durch die Flächenänderung eine zusätzliche Neuversiegelung in Höhe von 365 
m² (vgl. KV). Die Flächenversiegelung findet auf bisherigen Grün-/ Gehölzflächen und im Kontext der Um-
strukturierung von Verkehrsflächen und Wohnbauflächen statt. Eine besondere klimatische Funktion wird 
dabei nicht beeinträchtigt, die kleinflächige Beseitigung von nur lokalklimatisch relevanten Gehölzen stellt 
keine erhebliche Beeinträchtigung dar. Die allgemeine Beeinträchtigung des Flächenverlustes ist bereits 
über den Konflikt KV bzw. bei den Gehölzen über K1 abgedeckt.  
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Betriebsbedingt werden ebenso keine weiteren Flächen beeinträchtigt. Durch die geringe Veränderung 
des Wohngebietes im Vergleich zur Altplanung entstehen keine erheblichen Beeinträchtigungen hinsicht-
lich Klima/ Luft. 

Bei Nichtdurchführung der Planung bleiben sämtliche geplante Flächen wie im Ursprungsplan von 1999 
erhalten. Es kommt zu keiner zusätzlichen Versiegelung am Standort. 

 

  S c h u t z g u t  W a s s e r  

Bestehende Oberflächengewässer sind nicht vom Vorhaben betroffen. Es entsteht jedoch ein neuer 
Graben zur Ableitung des Oberflächenwassers. Der Graben soll extensiv gepflegt werden, eine relativ na-
turnahe Entwicklung (mit Gras-/ Krautvegetation) kann entstehen. Für Oberflächengewässer entstehen 
somit keine negativen Auswirkungen. 

Bezüglich des Grundwassers gelten folgende Aussagen: 

Baubedingte Auswirkungen entstehen durch die Gefahr des temporären Eintrages von Treib- und 
Schmiermitteln aus Fahrzeugen und Baumaschinen.  

Die baubedingten Stoffeinträge ins Grundwasser sind in der Regel vermeidbar. Insgesamt ist damit eine 
erhebliche baubedingte Beeinträchtigung auf das Schutzgut Wasser nicht gegeben. 

Anlagebedingt entsteht aufgrund der zusätzlichen Versiegelung von 365 m² (vgl. KV) ein geringfügig er-
höhter Oberflächenabfluss bei Niederschlagsspitzen. Der Standort ist jedoch von Haus aus zur Versicke-
rung von Oberflächenwasser ungeeignet, sodass anfallendes unbelastetes Oberflächenwasser ohnehin 
nur in einem geringen Maße versickern kann. Damit sind die Unterschiede zwischen der Altplanung und 
der 2. Änderung diesbezüglich nur marginal. Insgesamt wird von keiner gesonderten erheblichen Beein-
trächtigung ausgegangen, die Beeinträchtigungen sind über die allgemeinen Flächenverluste von Konflikt 
KV abgedeckt.  

Betriebsbedingte Stoffeinträge in das Grundwasser sind ebenso nicht zu erwarten.  

Bei Nichtdurchführung des Vorhabens bleiben die in der Altplanung von 1999 festgesetzten Flächen 
weiterhin bestehen. Auswirkungen auf das Grundwasser sind dabei nicht erkennbar. 

 

1.2.2.2 Belange nach § 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB (Natura 2000- Gebiete) 

Schutzgebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung, d.h. FFH- bzw. europäische Vogelschutzgebiete wer-
den von den Vorhaben nicht berührt, die Durchführung bzw. Nichtdurchführung des Planes hat somit keine 
Auswirkungen auf diese Schutzgebiete. Auch die erwartbaren betriebsbedingten Auswirkungen des 
Wohngebietes sind nicht geeignet, um die mehr als drei bzw. sieben km entfernten FFH- und SPA-Gebiete 
in ihren Erhaltungszielen erheblich zu beeinträchtigen. 

 

1.2.2.3 Belange nach § 1 Abs. 6 Nr. 7c BauGB (Auswirkungen auf den Menschen und seine Ge-
sundheit) 

Durch die Errichtung neuer Wohngebäude auf den Grundstücken entstehen baubedingt vorübergehende 
Beeinträchtigungen durch die Bauarbeiten. Erhebliche Beeinträchtigungen sind vermeidbar, wenn die ak-
tuell gültigen technischen Normen und Richtlinien eingehalten werden, so z.B. die AVV Baulärm. Zudem 
wäre auch ohne 2. Änderung weiterhin eine Errichtung von Wohngebäuden möglich (im Bereich der 2. Än-
derung keine Bebauung entsprechend des Ursprungs-B-Planes bisher erfolgt). Ein wesentlicher Unter-
schied in den Bauarbeiten zwischen Altplanung und 2. Änderung ist nicht festzustellen. 

Anlagebedingt werden Flächen überbaut, die ohnehin bereits als Wohngebiet vorgesehen waren. Die 
Änderung der Festsetzung bewirkt nunmehr, dass die Flächen auch tatsächlich vermarktet und als Wohn-
gebiet genutzt werden, was bislang nicht gelungen ist. Durch die 2. Änderung kann der Standort des B-
Planes die Funktionen als Wohnstandort in Zukunft dann tatsächlich auch übernehmen. 

Betriebsbedingt sind in einem Wohngebiet keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf die Lebens-
qualität der Menschen zu erwarten. Auf Grund der bereits bisher geplanten Nutzung als Wohngebiet sind 
zudem durch die Anpassung im Zuge der 2. Änderungen keine zusätzlichen erheblichen Auswirkungen zu 
erwarten. Durch die neu geschaffene Einfahrt der Erschließung an der Orlishausener Straße kann zudem 
der zukünftige Anliegerverkehr in der „Pfarrgasse“ und „Hinter der Kirche“ reduziert werden, wodurch dies 
auch positive Aspekte für die bestehenden Wohngebäude an diesen Straßen verursacht. 
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1.2.2.4 Belange nach § 1 Abs. 6 Nr. 7d BauGB (Auswirkungen auf Kultur- und sonstige  
Sachgüter) 

Im Rahmen der Bauarbeiten sind archäologische Funde möglich. Archäologische Bodenfunde und histori-
sche Siedlungsreste sind im Sinne des § 16 ThürDSchG unverzüglich der Untere Denkmalschutzbehörde 
des Landkreises Sömmerda und dem Thüringischen Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie, Abt. 
Bodendenkmalpflege, anzuzeigen.  

Die sonstigen Sachgüter in der unmittelbaren Umgebung (Landwirtschaftliche Flächen) bleiben erhalten. 
Das Sachgut des Bebauungsplanes selbst ist dahingehend positiv betroffen, dass durch die Änderungen 
des Plangebietes auch eine Vermarktung und tatsächliche Erschließung erst ermöglicht wird. 

 

1.2.2.5 Wechselwirkungen zwischen den Belangen (§ 1 Abs. 6 Nr. 7i BauGB) 

Durch die Überplanung des derzeitigen Wohnbau- und Verkehrsflächen wird der B-Plan durch die 2. Ände-
rung neu gestaltet. Für Verkehrsflächen und einen neuen Graben werden Teilflächen einer ursprünglich 
mit Gehölzen zu bepflanzenden Fläche in Anspruch genommen. Die Wohnbau- und Verkehrsflächen wer-
den neu angeordnet. Dadurch entsteht eine geringfügig größere Versiegelung und ein Verlust von Gehöl-
zen und damit auch von Lebensraum für Avifauna und Jagdgebieten für die Fledermäuse. Zudem entste-
hen durch die zusätzliche Versiegelung geringfügige zusätzliche Beeinträchtigung von Grundwasser, Kli-
ma/ Luft und dem Landschaftsbild. Letzteres wird auch im Zuge des Verlustes von Gehölzen (südliche 
Eingrünung) beeinträchtigt, erfährt aber durch die Neuanlage von Gehölzen in der Ortslage Großneuhau-
sen auch einen Ausgleich. Die Eingriffe werden dabei auf das nötigste Maß minimiert, nicht zwingend zu 
rodende Gehölze werden beispielsweise im Plangebiet erhalten (z.B. nördliche Eingrünung). 

 

1.2.2.6 Anfälligkeit des Vorhabens für schwere Unfälle und Katastrophen und Auswirkungen auf 
die Belange nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 a – d und i (§ 1 Abs. 6 Nr. 7j BauGB) 

Das Vorhaben weist eine geringe Anfälligkeit für schwere Unfälle und Katastrophen auf. Die Gefahrenpo-
tenziale am Standort sind im Wesentlichen durch Sturm/ Gewitter/ Hagel/ Starkregen (Beschädigung von 
Gebäuden, Gärten und umgebenden Gehölzen) und Brandfälle (Gebäude, Fahrzeuge) gegeben. Weiterhin 
kann in Zusammenhang mit Unfällen auf den angrenzenden Ortsstraßen auch eine Gefahr auf das Wohn-
gebiet ausgehen. Im Vergleich zur bisherigen Planung bleiben die Gefahren insgesamt jedoch gleich groß. 

Bei Katastrophen wie Brandfällen oder Verkehrsunfällen können schädliche Stoffeinträge in Böden und 
Grundwasser (z.B. durch Schadstoffe mit Verfrachtung durch Löschwasser) sowie in die Luft (Rauchent-
wicklung, Schadstoffausstoß) erfolgen. Bei Sturm und Hagel wird insbesondere der physische Gebäude-
zustand beschädigt (Dachschäden, Zerstörung von Nebenanlagen etc.). In diesem Zuge sind vor allem 
Einträge von Feststoffen in die umgebenden Flächen gegeben (abreißende Bauteile, Müll etc.). Bei Stark-
regen können Wasser- und Schlammmassen von den in Großneuhausen umliegenden landwirtschaftli-
chen Flächen auf die Grundstücke gelangen und hier Überflutungen und Schlammlawinen auslösen. 

In Wohngebieten werden keine hoch gefährlichen Stoffe hergestellt. Diesbezüglich sind keine erhöhten 
Gefahren infolge von Unfällen in Produktionsprozessen oder ähnlichen zu erwarten. 

 

1.2.2.7 Vermeidung von Emissionen sowie sachgerechter Umgang mit Abfällen und Abwässern 

Nachteilige Auswirkungen durch Emissionen sind derzeit nicht zu erwarten. Die Ableitung des Abwassers 
aus dem Plangebiet erfolgt in das vorhandene Kanalnetz. Abfälle werden zentral durch den örtlichen Ent-
sorger erfasst und fachgerecht entsorgt. 

 

1.2.2.8 Nutzung erneuerbarer Energien sowie sparsame und effiziente Nutzung von Energie 

Die unbebauten Planflächen werden derzeit nicht für die Gewinnung erneuerbarer Energien verwendet. 
Die Installation von Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien an den neu geplanten Gebäuden im 
Wohngebiet ist möglich. 

Eine sparsame Energienutzung wird im Plangebiet angestrebt. Durch energiesparende Bauweisen an Ge-
bäuden sowie energiesparenden Formen der Beleuchtung öffentlicher Flächen (Erschließungsstraßen 
etc.) kann ein Beitrag zur sparsamen/ effizienten Energienutzung erfolgen. 
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1.2.2.9 Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität 

Die Ortslage Großneuhausen verfügt über keine Planungen zur Luftreinhaltung. Als dörfliche Ortslage sind 
hierzu auch keine Anlässe gegeben, da die ländliche Umgebung zu einer vergleichbar guten Luftqualität 
beiträgt. In der Ortslage sind lediglich der Erhalt und die Entwicklung der Ortsrandeingrünung zu forcieren, 
um auch Staub- und stoffliche Belastungen aus der umgebenden Landwirtschaft für die bewohnten Grund-
stücke abzumildern. Diesbezüglich sind die bereits vorhandenen Gehölze im Umfeld des B-Planes positiv 
zu bewerten. Der kleinflächige Verlust von Teilflächen der Gehölze ist zwar nicht förderlich, aber im Hin-
blick auf das Gesamtkonzept der 2. Änderung, auch in Verbindung mit geplanten Neupflanzungen aus 
Maßnahme A1, nicht erheblich. 

Der nächstgrößere Belastungsraum ist die Stadt Kölleda mit größeren Gewerbe/ Industrieflächen im Wes-
ten der Stadt (Gewerbepark Kiebitzhöhe).  

Eine Beeinträchtigung der allgemeinen Zielstellung zur Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität geht vom 
Plangebiet nicht aus. Mit der Anpassung von Flächen des ursprünglich geplanten Wohngebietes und der 
damit verbundenen veränderten Flächeninanspruchnahme gehen im Vergleich zur Altplanung keine zu-
sätzlichen erheblichen Beeinträchtigungen aus. 

 

1.2.2.10 Eingesetzte Techniken und Stoffe 

Für die Errichtung von Wohngebieten werden die derzeit gültigen technischen Regeln und gesetzlichen 
Vorgaben zu Bauverfahren und Baustoffen eingehalten. Eine besondere Gefährdung der Umwelt ist in der 
Regel bei Wohnhausbauten nicht gegeben. 

 

1.2.2.11 Anfälligkeit der geplanten Vorhaben gegenüber den Folgen des Klimawandels 

Gemäß Umweltbundesamt (UBA 2018) sind durch den Klimawandel vielfältige Folgen auf unsere Umwelt 
zu beobachten. Der Klimawandel manifestiert sich dabei sowohl in langfristigen Klimaänderungen wie 
langsam steigenden Durchschnittstemperaturen, als auch in einer veränderten Klimavariabilität, also stär-
keren Klimaschwankungen und häufigeren Extremwetterereignissen wie Stürme, Dürren oder Hitzesom-
mer. 

Das Plangebiet ist hierbei vor allem anfällig für Stürme oder Starkregen, die an der zukünftigen Gebäu-
desubstanz erhebliche Schäden anrichten können. Weiterhin können durch die Starkregen auch erhebli-
che Auswirkungen auf das Umfeld entstehen, wenn, z.B. hoher Oberflächenabfluss in die Lossaniederung 
gelangt und hier für die Unterlieger ein Hochwasser auslöst.  

Anfälligkeiten gegenüber Dürren und Hitzesommern sind z.B. durch einen erhöhten Energieverbrauch 
(z.B. für Klimaanlagen) gegeben. Auswirkungen können auf die geplanten Grünflächen der Maßnahmen 
A1 sowie die im Plangebiet vorgeschriebenen Gestaltungsmaßnahmen in den Gärten entstehen. Durch 
Dürren werden die Grünflächen beeinträchtigt, insbesondere in der Phase der Herstellung sowie Fertigstel-
lungs-/ Entwicklungspflege, wenn die Gehölze noch nicht angewachsen sind, sind zusätzliche Aufwendun-
gen (Bewässerung) zur Erreichung des Planungsziels erforderlich. Auch für den übrigen Hausgarten wer-
den erhöhte Wassermengen durch Beregnung/ zusätzliche Bewässerung verbraucht. Durch in Trocken-
phasen ausfallende Pflanzungen, die mit Neupflanzungen ersetzt werden müssen, entsteht ein erhöhter 
Kostenaufwand für die Gemeinde und die zukünftigen Grundstückseigentümer. Private Grundstückseigen-
tümer können diesen Effekt durch die Anlage von Regenwasserzisternen und die Speicherung und Nut-
zung von Regenwasser minimieren. 

 

1.2.2.12 Kumulierung mit den Auswirkungen von Vorhaben benachbarter Plangebiete 

Die 2. Änderung des B-Planes „An der alten Gärtnerei“ grenzt unmittelbar nördlich an die Fläche der ers-
ten Änderung. Insgesamt werden durch beide Änderungen sämtliche Wohnbauflächen im B-Plangebiet 
geändert, um eine Vermarktung und Bebauung der bislang überwiegend noch brach liegenden Flächen zu 
ermöglichen. Dabei wird eine vorhandene, bisher nicht umgesetzte B-Planfläche (ein Wohnhaus-Rohabu 
im Bereich der ersten Änderung ist inzwischen errichtet worden) auf einer Brachfläche der ehemaligen 
LPG überplant. Es erfolgt keine Flächeninanspruchnahme von neuen, bislang unbebauten/ ungeplanten 
Flächen. Im Wesentlichen werden im Gesamtüberblick für beide Änderungen die Verkehrs- und Wohnge-
bietsflächen umgestaltet, lediglich in der 2. Änderung entsteht eine zusätzliche Flächenversiegelung durch 
die Schaffung einer neuen Einfahrt (Straße) über derzeit mit Gehölzen bepflanzten Flächen (siehe Auswir-
kungen in Kapiteln oben). 
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Andere Vorhaben, mit denen die 2. Änderung erhebliche kumulierende Auswirkungen verursacht, sind 
nicht gegeben. 
 
 
1.2.3 Eingriffs-Ausgleichsbilanz 

Die nachfolgenden Ausführungen dienen zur detaillierten Abarbeitung der nach §15 BNatSchG erforderli-
chen Inhalte zur Eingriffsregelung. 

Die Ermittlung des erforderlichen Kompensationsumfanges erfolgt über die Auflistung und Bewertung der 
vorhandenen Biotopflächen (Ursprungsplan von 1999) im Vergleich zur Planung der 2. Änderung zum Be-
bauungsplan. Dabei wird ermittelt, ob und in welchem Umfang eine Kompensation erforderlich wird. Diese 
wird dann den ggf. zu planenden Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen gegenübergestellt. Die Bilanzierung 
wurde nach dem derzeitig gültigen Bilanzierungsmodell („Die Eingriffsregelung in Thüringen - Bilanzie-
rungsmodell“ des Thüringer Ministerium für Landwirtschaft, Naturschutz und Umwelt, TMLNU 2005) auf 
Grundlage der „Anleitung zur Bewertung der Biotoptypen Thüringens“ des Thüringer Ministeriums für 
Landwirtschaft, Naturschutz und Umwelt (1999) erarbeitet. 

Tabelle 4: Bestand, Ermittlung des Bestandswertes (Ursprungsplan von 1999) 

Kürzel Teilfläche/  
zugeordnete Biotope 

Bemerkung/ Lage 

 

Größe  
in m² 

Wert-
stufe 

Wert-
einheiten  

Öffentliche Grünflächen im Ursprungsplan 

6214 
Sonstiges naturnahes Feldge-
hölz 

Flächiger Gehölzbestand, 
bestehende Kompensati-
onsfläche (Fläche mit Bin-
dung für die Bepflanzung 
mit Bäumen und Sträu-
chern) 

799 40 31.960 

9399 sonstige Grünflächen 
Öff. Grünfläche mit 3 Bäu-
men 

62 30 1.860 

Verkehrsflächen im Ursprungsplan 

9200 Verkehrsflächen, versiegelt 
Straßen, sonstige Flächen 
(Asphalt, Beton, undurch-
lässiges Pflaster) 

930 0 0 

9214 
Wirtschaftsweg/ Fußwege, 
unversiegelt 

befestigte Wegeflächen 
(wassergebundene Decke) 

49 5 245 

Wohngebiet im Ursprungsplan, GRZ 0,3, 6.880 m², davon:  

9110 
Wohngebiet, bebaute Flächen 
(GRZ 0,3) 

Wohngebäude, Zufahrt, Ne-
benanlagen 

2.064 0 0 

9110 
Wohngebiet, Überschreitung 
überbaubare Fläche bis GRZ 
0,45 

Zufahrt, Nebenanlagen 1.032 0 0 

9351 Garten in Nutzung) 
Nicht überbaubare Flächen 
des Wohngebietes (0,55), 
Hausgärten 

3.784 20 75.680 

 Summen 8.720   109.745 

 

Die vorstehende Ermittlung des Bestandswertes nach der o.g. Methodik hat ein Flächenäquivalent von 
109.745 Werteinheiten ergeben. 



Gemeinde GROSSNEUHAUSEN: 

2. Änderung des Bebauungsplanes „An der alten Gärtnerei“  BEGRÜNDUNG TEIL B  Vorentwurf 

 

KGS Stadtplanungsbüro Helk GmbH  Stand: August 2018 

17 

Tabelle 5: Planung, Ermittlung des Planungswertes (Änderungsfläche der 2. Änderung 2018) 

Kürzel Planung Biotop Bemerkung/ Lage 

 

Größe  
in m² 

Wert-
stufe 

Wert-
einheiten  

Öffentliche Grünflächen in der 2. Änderung 

2214 

Öffentliche Grünfläche 
(Zweckbestimmung: naturna-
her Graben zur Ableitung des 
Oberflächenwassers) 

am westlichen Rand der  
2. Änderung, Grünfestset-
zungen durch Gestaltungs-
maßnahme G2 

705 20 14.100 

Verkehrsflächen in der 2. Änderung 

9200 Verkehrsflächen, versiegelt 
Straßen, sonstige Flächen 
(Asphalt, Beton, undurch-
lässiges Pflaster) 

1.425 0 0 

Wohngebiet in der 2. Änderung, GRZ 0,3; 6.590 m², davon:  

9110 
Wohngebiet, bebaute Flächen 
(GRZ 0,3) 

Wohngebäude, Zufahrt, Ne-
benanlagen 

1.977 0 0 

9110 
Wohngebiet, Überschreitung 
überbaubare Fläche bis GRZ 
0,45 

Zufahrt, Nebenanlagen 989 0 0 

9351 Garten in Nutzung 

Nicht überbaubare Flächen 
des Wohngebietes (0,55), 
Hausgärten, Grünfestset-
zungen durch Gestaltungs-
maßnahme G1 

3.625 20 72.490 

 Summen 8.720   86.590 

 

Die vorstehende Ermittlung des Planungswertes nach der o.g. Methodik hat ein Flächenäquivalent von 
86.590 Werteinheiten ergeben.  

Aus der Gegenüberstellung des Planungswertes mit dem Bestandwert ergibt sich ein Bilanzwert von  
-23.155 Werteinheiten (Flächenäquivalent), zusätzliche Ausgleichsmaßnahmen sind somit erforderlich.  

Als Ausgleich für die Neuversiegelung und den Grünflächen-/ Gehölzverlust sind Neupflanzungen im Ge-
meindegebiet vorgesehen (Ausgleichsmaßnahmen A1, A2).  

 

1.2.4 Vorgesehene Kompensationsmaßnahmen 

Als Kompensation für den unter Kapitel 1.2.3 ermittelten Wertverlust sind im Gemeindegebiet Pflanzungen 
von Obstbaumreihen und Bäumen erster Ordnung vorgesehen. Die Pflanzungen sollen in der Gemarkung 
Großneuhausen auf Intensivgrünland auf Flurstück 174/4 (Flur 2) (siehe Abb. 1) und an einem Weg-
randsaum in Lücken vorhandener Baumreihen auf Flurstück 584 (Flur 9) (siehe Abb. 2) stattfinden.  
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Abbildung 1: Lage von Baumpflanzungen 1. Ordnung in Großneuhausen (Luftbild aus: TLVERMGEO 

2018: GEOPROXY) 

 

 

Abbildung 2: Lage von Obstbaumpflanzungen in Großneuhausen (Luftbild aus: TLVERMGEO 2018: 
GEOPROXY) 

 

Dabei werden als Maßnahme A1 auf 1.400 m² Intensivgrünland ca. 14 hochstämmige Bäume erster Ord-
nung gepflanzt (Entwicklungsziel Baumgruppe). In die vorhandenen Obstbaumreihen werden Maßnahme 
A2 15 Bäume zu je 30 m² (Pflanzabstand 10m, Pflanzstreifen ca. 3m breit) gepflanzt. Für die beiden Maß-
nahmen ergeben sich rechnerisch folgende Aufwertungen: 
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Tabelle 6: Kompensationsflächen: Bestand, Ermittlung des Bestandswertes (Ausgangsbiotop) 

Kürzel Teilfläche/  
zugeordnete Biotope 

Bemerkung/ Lage 

 

Größe  
in m² 

Wert-
stufe 

Wert-
einheiten  

4250 Intensivgrünland Flur 2 Flst. 174/4 1.400 25 35.000 

4700 Wegrandsaum Flur 9 Flst. 584 450 30 13.500 

 Summen 1.850   48.500 

 

Die vorstehende Ermittlung des Bestandswertes der Ausgleichsflächen hat ein Flächenäquivalent von 
48.500 Werteinheiten ergeben. 

Tabelle 7: Kompensationsflächen: Planung, Ermittlung des Planungswertes (Entwicklungsziel) 

Kürzel Planung Biotop Bemerkung/ Lage 

 

Größe  
in m² 

Wert-
stufe 

Wert-
einheiten  

6310 
Baumgruppe 

(Maßnahme A1) 

Bäume 1. Ordnung, Feldge-
hölz (14 Bäume (Pflanzab-
stand 10x10m)) 

1.400 40 56.000 

6320 
Baumreihe 

(Maßnahme A2) 

Baumreihe, Ergänzungs-
pflanzung Obstgehölze (15 
Bäume zu je 30 m², 10m 
Pflanzabstand und ca. 3m 
Breite des Pflanzstreifens) 

450 35 15.750 

 Summen 1.850   71.750 

 

Die vorstehende Ermittlung des Planungswertes der Ausgleichsflächen hat ein Flächenäquivalent von 
71.750 Werteinheiten ergeben.  

Aus der Gegenüberstellung des Planungswertes mit dem Bestandwert ergab sich eine Aufwertung von  
+23.250 Werteinheiten (Flächenäquivalent). 

In der Gesamtbilanz von -23.155 Werteinheiten (Flächenäquivalent) im Plangebiet der 2. Änderung und 
+23.250 Werteinheiten Aufwertungspotenzial durch die geplanten Ausgleichsmaßnahmen A1 und A2 ent-
steht eine ausgeglichene Wertbilanz (+95 Werteinheiten). Es werden damit keine weiteren Ausgleichs-
Maßnahmen erforderlich.  

 

1.2.5 Vorgesehene Gestaltungsmaßnahmen 

Für die privaten Gartengrundstücke werden die grünordnerischen Festsetzungen aus dem Ursprungsplan 
zusammengefasst als Gestaltungsmaßnahme G1 (Gestaltung der nicht überbaubaren Fläche, Haus-
gärten) übernommen. Dabei werden folgende Festsetzungen getroffen: 

Hausgärten: In jedem Garten der Einzelhausbebauung ist je 200 m² nicht überbaubare Fläche 1 klein- bis mit-

telkroniger Laub-/ Obstbaum zu pflanzen. 

Fassadenbegrünung: Ungegliederte und wenig gegliederte Fassaden, Pergolen und Mauern sind zur Ver-

besserung des Kleinklimas und aus gestalterischen Gründen dauerhaft mit rankenden bzw. kletternden Laubge-
hölzen zu begrünen. Das gleiche gilt für Garagen bzw. Carports. Je 2,0 - 3,0 m Wandlänge ist eine Pflanze zu 
setzen. 

Einfriedungen (private Grundstücke): Einfriedungen der einzelnen Grundstücke sind entsprechend der bau-
ordnungsrechtlichen Festsetzungen auszuführen. Mauern und dichte Holzzäune sind mit rankenden bzw. klet-
ternden Laubgehölzen einzugrünen. Einfriedungen mit Drahtgeflecht (Maschendraht) sind mit lockeren 
Laubsträuchern (auch Nutzsträucher) zu hinterpflanzen. Sichtschutzhecken sind möglich. Bei Verwendung von 
Sichtschutzwänden bzw. Mauern sind diese mit Laubgehölzen (rankende Pflanzen oder hohe Sträucher) ein-
zugrünen. 
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Befestigte Flächen und Verkehrsflächen: Der Versiegelungsgrad ist zu minimieren. Pflaster- und Plat-
tenbeläge sind in Splitt- bzw. Sandbettung zu verlegen. Fuß-/ Radwege, Ein- und Ausfahrten (Grundstü-
cke), Parkflächen und Plätze für Versorgungs- und Entsorgungsanlagen sind mit wasserdurchlässigen Be-
lägen (Pflaster, Rasenpflaster oder Schotterrasen) zu befestigen. 

Die konkreten Festsetzungen zu Pflanzqualität, Arten und Umfang sind unter Kapitel 2 aufgeführt. 

 

Für den Graben werden folgende grünordnerischen Festsetzungen als Gestaltungsmaßnahme G2 (Ge-
staltung des Grabens) getroffen: 

Der Graben ist mit artenreichen Saatgutmischungen anzusäen und extensiv zu pflegen. Die konkreten 

Festsetzungen zu Saatgutmischungen sind unter Kapitel 2 aufgeführt. 

 

Die Maßnahmen werden unter Kapitel 1.2.3 bei der Ermittlung des Planwertes der Grünflächen berück-
sichtigt. 

 

1.2.6 Artenschutzrechtliche Betrachtung  

1.2.6.1 Rechtliche Grundlage 

Die rechtliche Grundlage bildet das Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 in Verbindung mit der EU-
Vogelschutzrichtlinie (RICHTLINIE 2009/147/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES 
RATES über die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten) und der FFH-Richtlinie (RICHTLINIE 92/43/EWG 
DES RATES zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen). 

Nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 BNatSchG sind Schädigungen der wild lebenden Tiere und ihrer Fortpflan-
zungs- und Ruhestätten und erhebliche Störungen während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, 
Überwinterungs- und Wanderungszeiten (Nr. 1 bis 3) sowie der wild lebenden Pflanzen und ihrer Standor-
te (Nr. 4) verboten (Zugriffsverbote). Eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich der Erhaltungszustand 
(EHZ) einer lokalen Population einer Art verschlechtert. 

Artikel 5 der Vogelschutzrichtlinie (VSRL) verbietet zum Schutz der europäischen, wildlebenden, heimi-
schen Vogelarten nach Artikel 1 das absichtliche Töten (5a), Zerstören oder Beschädigen von Nestern und 
Eiern (5b) sowie Stören während der Brut- und Aufzuchtzeit (5d).  

Dabei wird der Verbotstatbestand des Störens erfüllt, wenn sich die Störung erheblich auf die Zielsetzung 
der Richtlinie auswirkt. 

Mit den Artikeln 12 und 13 fordert die EU von ihren Mitgliedsstaaten die Implementierung eines strengen 
Schutzsystems für die Tierarten des Anhangs IV Buchstabe a) in deren natürlichem Verbreitungsgebiet 
und für die Pflanzenarten nach Anhang IV Buchstabe b) der Richtlinie (FFH-RL).  

Hierzu sind die Verbote nach Artikel 12 a) bis d) und 13 a) und b) einzuhalten, wobei 13 b) als Besitz,- 
Transport- und Handelsverbot bei der Aufstellung oder Änderung von Bebauungsplänen nicht zum Tragen 
kommt. 

In einem ersten Schritt zur Abarbeitung der artenschutzrechtlichen Belange wird in einer Relevanzprüfung 
ermittelt, welche Arten bzw. Artengruppen im Plangebiet vorkommen können. Grundlage für die Erarbei-
tung des zu prüfenden Artspektrums (Relevanzprüfung) ist die Liste 1 „Zusammenstellung der europa-
rechtlich (§§) geschützten Tier- und Pflanzenarten in Thüringen (ohne Vögel)“ (Stand 16.11.2009, TLUG 
2009) sowie die Liste 3 „Planungsrelevante Vogelarten in Thüringen“ (Stand August 2013) der Thüringer 
Landesanstalt für Umwelt und Geologie (TLUG 2013). Weiterhin werden auch die Arten der Liste 2 „Zu-
sammenstellung der national streng geschützten Tier- u. Pflanzenarten in Thüringen (Arten gemäß 
Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 1 Nummer 2 BNatSchG) (Stand 27.03.2009, TLUG 2009) berücksich-
tigt.  

 

1.2.6.2 Vorkommen artenschutzrechtlich relevanter Tier- und Pflanzenarten 

Von den planungsrelevanten Artenvorkommen aus den oben genannten Listen 1,2 und 3 sind folgende Ar-
ten potenziell im Plangebiet vorkommend (Potenzialabschätzung):   

Fledermäuse (vgl. TRESS et al. 2012, Verbreitungskarten): Rauhautfledermaus (Pipistrellus nathusii), 
Breitflügelfledermaus (Eptesicus serotinus), Große Bartfledermaus (Myotis brandtii), Wasserfledermaus 
(Myotis daubentonii), Großes Mausohr (Myotis myotis), Kleine Bartfledermaus (Myotis mystacinus),  
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Fransenfledermaus (Myotis nattereri), Großer Abendsegler (Nyctalus noctula), Braunes Langohr (Plecotus 
auritus), Graues Langohr (Plecotus austriacus), Zwergfledermaus (Pipistrellus pipistrellus). 

 

Avifauna (Brutvögel): 

 Elster (Pica pica), Dorngrasmücke (Sylvia communis), Fitis (Phylloscopus trochilus), Gimpel (Pyr-
rhula pyrrhula), Girlitz (Serinus serinus), Grauschnäpper (Muscicapa striata), Heckenbraunelle 
(Prunella modularis), Klappergrasmücke (Sylvia curruca), Misteldrossel (Turdus viscivorus), Ra-
benkrähe (Corvus corone), Stieglitz (Carduelis carduelis), Türkentaube (Streptopelia decaocto), 
Turteltaube (Streptopelia turtur), Wachholderdrossel (Turdus pilaris), Wintergoldhähnchen (Regu-
lus regulus), Zilpzalp (Phylloscopus collybita), Bluthänfling (Linaria cannabina) und Feldsperling 
(Passer montanus) 
=>  Potenzielle Brutvögel in Gehölzen 

 

Weitere artenschutzrechtlich relevante Arten sind im Plangebiet nicht zu erwarten (weder Tier- noch Pflan-
zenarten). 

 

1.2.6.3 Auswirkungen auf vorkommende, artenschutzrechtlich relevante Arten 

Fledermäuse  

Prognose der Schädigungsverbote nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG 

Fortpflanzungs- und Ruhestätten von Fledermäusen sind nach derzeitigem Kenntnisstand nicht durch das 
Vorhaben betroffen. Die zu rodenden Gehölze weisen keine Qualitäten auf, die als Versteck für Fleder-
mäuse geeignet sind (keine Höhlenbäume, keine größeren Gehölze mit Stammrissen, grober Borke oder 
ähnlichem), Tagesquartiere, Wochenstuben oder Winterquartiere sind hier auszuschließen. Solche sind in 
älteren Gehölzbeständen in der Ortslage Großneuhausen, außerhalb des Wirkbereichs des Vorhabens, zu 
finden. 

Das Eintreten des oben genannten Verbotstatbestandes ist demnach auszuschließen 

 

Prognose des Störungsverbots nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG 

Eine Störung im Sinne des § 44 Abs. 1 Nr. 2 tritt im vorliegenden Vorhaben für Fledermäuse nicht ein. Ge-
hölze werden außerhalb der Fledermaus-Aktivitätszeit beseitigt (vgl. Maßnahmen VSAP1). Störungswirkun-
gen auf die Fledermauspopulationen darüber hinaus (lokale Population) sind nicht gegeben. Die in Quar-
tieren im Umfeld (Großneuhausen, Fledermäuse in Bäumen und Gebäuden) vorkommenden Populationen 
werden nicht beeinträchtigt. Die Gehölzstrukturen, die als Jagdgebiet genutzt werden, bleiben überwie-
gend erhalten. Da auch neue Gehölzpflanzungen im Zuge der geplanten Ausgleichsmaßnahmen im Ge-
meindegebiet vorgesehen sind, werden verloren gehende Gehölzstrukturen auch entsprechend ausgegli-
chen. Durch die 2. Änderung des B-Plangebietes sind daher keine Störungen gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 2 
BNatSchG festzustellen, der entsprechende Verbotstatbestand tritt insgesamt gesehen nicht ein. 

 

Prognose des Tötungsverbots nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG 

Wie bereits thematisiert, weisen die zu rodenden Gehölze keine Qualitäten auf, die als dauerhaftes Ver-
steck für Fledermäuse geeignet sind (keine Höhlenbäume, keine größeren Gehölze mit Stammrissen, gro-
ber Borke oder ähnlichem).  Wochenstuben oder Winterquartiere sind hier auszuschließen sind, lediglich 
vereinzelte Tagesverstecke im Sommerhalbjahr sind denkbar.  

Daher werden analog zu § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG Rodungsarbeiten nur zwischen 1. Oktober und 
28./29. Februar durchgeführt, sodass auch einzelne Individuen, die sich vorübergehend in Tagesverste-
cken in den Gehölzen aufhalten, nicht betroffen sind (vgl. VSAP1). Das Eintreten des Verbotstatbestandes 
Tötung (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG) kann somit durch die genannten Vermeidungsmaßnahmen (VSAP1) 
verhindert werden. 
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Avifauna  

Prognose der Schädigungsverbote nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG 

Fortpflanzungs- und Ruhestätten der Avifauna sind potenziell im Bereich von Gehölzen betroffen. Die po-
tenziell vorkommenden Arten bauen jedoch jedes Jahr auch ein neues Nest, sodass im Zuge der Beseiti-
gung von Gehölzen (diese findet gemäß VSAP1 außerhalb der Brutzeit statt) keine dauerhaften Niststätten 
verloren gehen. Durch den vorgesehenen Erhalt und die Neuanlage von Gehölzen (vgl. A1 und A2) wer-
den langfristig wieder Gehölzstrukturen geschaffen, die den genannten Arten auch weiterhin als Brutplatz 
zur Verfügung stehen werden. Zudem sind keine streng geschützten Vogelarten nach Anhang I Vogel-
schutzrichtlinie betroffen, sodass auch keine strengeren Vorgaben zu berücksichtigen sind. 

 

Prognose des Störungsverbots nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG 

Eine Störung im Sinne des § 44 Abs. 1 Nr. 2 tritt im vorliegenden Vorhaben für Vögel nicht ein. Gehölze 
werden außerhalb der Brutzeit beseitigt (vgl. Maßnahmen VSAP1). Die in der Ortslage Großneuhausen so-
wie auf den umgebenden Ackerflächen, Grünland und Gehölzen vorkommenden Vogelpopulationen wer-
den nicht beeinträchtigt. Durch die Bauarbeiten und die Errichtung des Wohngebietes sind daher keine 
nennenswerten zusätzlichen Störungen, die merklich den Erhaltungszustand der lokalen Populationen be-
einträchtigen, zu erwarten. 

Im Zuge der 2. Änderung sind daher keine Störungen gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG festzustellen, 
der entsprechende Verbotstatbestand tritt insgesamt gesehen nicht ein. 

 

Prognose des Tötungsverbots nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG 

In den zu rodenden Gehölzen können verschiedenste Arten von Gebüschbrütenden Vogelarten vorkom-
men (siehe 1.2.1.1). Im Zuge der Bauarbeiten können dabei einzelne Individuen und ihre Entwicklungs-
formen (Eier, Nestlinge) zu Schaden kommen und getötet werden. Der Verbotstatbestand nach § 44 Abs. 
1 Nr. 1 BNatSchG wäre erfüllt. Um diesen Sachverhalt zu vermeiden, wird eine Bauzeitenregelung instal-
liert, nach der die Gehölzbestände nur außerhalb der Vogelbrutzeit beseitigt werden dürfen. Analog zu 
§ 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG sind demnach Rodungsarbeiten nur zwischen 1. Oktober und 28./29. Februar 
möglich (vgl. VSAP1).  

Unter Beachtung der genannten Maßnahmen ist der Verbotstatbestand der Tötung (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 
BNatSchG) für die betrachteten Vogelarten insgesamt somit nicht einschlägig. 

 

1.2.7 geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der nachteiligen 
Auswirkungen 

 Minimierung der Flächeninanspruchnahme auf den absolut notwendigen Umfang (Beibehaltung 
der GRZ 0,3) 

 Erhalt und Erweiterung bedeutsamer Gehölzstrukturen (Grüngürtel im Westen) 
 Bauzeitenregelung (Gehölze) zur Vermeidung der Beeinträchtigung von hier vorkommenden Brut-

vögeln 
 Neupflanzung von Gehölzen (neue Einzelbäume und Baumgruppen; Maßnahmen A1 und A2) 
 Gestaltung der nicht überbaubaren Fläche (Hausgärten: Hausbaum, Fassadenbegrünung, Einfrie-

dung, Grünhecken, Maßnahme G1) 
 Gestaltung des Grabens (G2) 
 Änderung eines bestehenden B-Planes im Bereich eines ehemaligen LPG-Geländes, Minimierung 

der Neuversiegelung und des Flächenverlustes durch nur geringfügige Neuversiegelung infolge 
der Anpassung der Straßenverkehrsflächen. 

 Versickerung von unbelastetem Oberflächenwasser innerhalb des Sondergebietes 
 Zur Vermeidung nachteiliger Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit sind sowohl 

die während der Baumaßnahmen als auch bei der künftigen Nutzung auftretenden Emissionen auf 
das unbedingt notwendige Maß zu beschränken.  

 Werden bei Erdarbeiten Archäologische Bodenfunde und historische Siedlungsreste (z.B. Scher-
ben, Knochen, auffällige Häufungen von Steinen, dunkle Erdfärbungen u.ä.) festgestellt, sind diese 
im Sinne des § 16 ThürDSchG unverzüglich dem Landkreis Sömmerda als Untere Denkmal-
schutzbehörde und dem Thüringischen Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie, Abt. Bo-
dendenkmalpflege, anzuzeigen. 
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1.3 WEITERE BELANGE DES UMWELTSCHUTZES NACH § 1 ABS. 6 NR. 7E, F, H UND J BAUGB 

EMISSIONEN, ABFÄLLE UND ABWASSER 

Nachteilige Auswirkungen durch Emissionen sind derzeit nicht zu erwarten. Die Ableitung des Abwassers 
aus dem Plangebiet erfolgt in das vorhandene Kanalnetz des zuständigen Abwasser-Zweckverbandes. 
Abfälle werden zentral durch den örtlichen Entsorger erfasst und fachgerecht entsorgt. 

 

ENERGIEEFFIZIENZ UND NUTZUNG ERNEUERBARER ENERGIEN 

Die Nutzung regenerativer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung von Energie werden an-
gestrebt. 

 

1.4 ALTERNATIVEN 

Im Hinblick auf die Änderung eines bestehenden Bebauungsplanes sind keine weiteren Standort-
Alternativen gegeben.  

Alternativen zu den Planinhalten sind ebenso stark eingeschränkt. Zum einen wird mit einer GRZ von 0,3 
bereits ein niedriger Versiegelungsgrad angestrebt, noch geringere Werte sind nicht praktikabel. Zum an-
deren ist das Gebiet sehr klein, die Alternativen beschränken sich dabei auf die Führung der Verkehrsflä-
chen in Bezug auf die Wohnbauflächen. Hierbei erfolgte durch die aktuelle Erschließungsplanung eine 
entsprechende Vorgabe zum optimierten Verlauf der Verkehrsflächen. In diese Planung sind die aktuellen 
technischen Richtlinien und Vorgaben der relevanten Ver- und Entsorgungsbetriebe eingeflossen. Ent-
sprechend besteht hier keine weitere Optimierungsmöglichkeit. 

 

1.5 ERGÄNZENDE ANGABEN 

1.5.1 Methodik 

Zur Beschreibung und Bewertung der Umwelt werden die wesentlichen Wert- und Funktionselemente des 
Untersuchungsraumes entsprechend des Leitfaden UVP und Eingriffsregelung in Thüringen schutzgutbe-
zogen erfasst und in ihrer Bedeutung unterschieden. Zur Bewertung der Biotope wurde die Anleitung zur 
Bewertung der Biotoptypen Thüringens (TMLNU 1999) und das Bilanzierungsmodell Thüringen (TMLNU 
2005) angewandt.  

Inhalt des Bauleitplans und damit verbunden ist eine Umweltprüfung, die in Form eines Umweltberichts 
Bestandteil der Begründung ist. Integriert ist dabei eine Analyse des Bestands und der Planung (Eingriffs-
ermittlung), aus der grünordnerische Maßnahmen entwickelt werden. Die detaillierte Darstellung der grün-
ordnerischen Maßnahmen wird in die Maßnahmenblätter zur Erläuterung der grünordnerischen Festset-
zungen eingestellt. 

 

1.5.2 Schwierigkeiten und Kenntnislücken 

In die Erarbeitung des Umweltberichtes sind alle derzeit verfügbaren Unterlagen, Gutachten usw. einge-
flossen. Schwierigkeiten traten bisher nicht auf.  

 

1.5.3 Monitoring 

Monitoring sind geplante Maßnahmen zur Überwachung von möglichen erheblichen Auswirkungen des 
Bauleitplans auf die Umwelt. Damit können unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig erkannt 
und erforderliche Maßnahmen ergriffen werden.  

Das Monitoring liegt in der Verantwortung der Gemeinde Großneuhausen. Für die Erhebung von Überwa-
chungsdaten können Fachbehörden hinzugezogen werden bzw. bestehende Überwachungssysteme der 
Fachbehörden genutzt werden. Die Fachbehörden haben weiterhin im Rahmen ihrer eigenen Tätigkeit ei-
ne „Bringschuld“. Dies bedeutet, dass auch nach Abschluss der Planung eine Informationspflicht gegen-
über der Gemeinde besteht (§ 4 Abs. 3 BauGB). 

Im Rahmen des Monitorings gem. § 4c BauGB sind folgende Maßnahmen bzw. Leistungen erforderlich: 

 Auswertung von Hinweisen der Bürger 

 Auswertung von Hinweisen der Fachbehörden gem. § 4 Abs. 3 BauGB 
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 Auswertung sonstiger umweltrelevanter Informationssammlungen 

 Überprüfung der Entwicklung des Gebietes nach weitgehendem Abschluss von Bau- und Aus-
gleichsmaßnahmen, spätestens jedoch 10 Jahre nach Rechtskraft des Bebauungsplanes 

 

Die Gemeinde Großneuhausen überwacht die Umweltauswirkungen, die aufgrund der Durchführung des 
Bauleitplanes eintreten, um insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig zu ermit-
teln und in der Lage zu sein, geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu ergreifen. Sie nutzt dabei die im Um-
weltbericht angegebenen Überwachungsmaßnahmen und die Informationen der Behörden nach § 4c 
BauGB. 

Die im Umweltbericht beschriebenen Maßnahmen hinsichtlich Vermeidung und Verringerung von nachtei-
ligen Umweltauswirkungen werden bereits innerhalb der Festsetzungen/Hinweise bei der Aufstellung der 
2. Änderung des Bebauungsplanes berücksichtigt. Insofern ist deren Durchführung bzw. Umsetzung an 
den B-Plan gebunden.  

Für das gesamte Plangebiet ist eine Langzeitkontrolle der Maßnahmen zu ermöglichen.  

Die grünordnerischen Maßnahmen bzw. die Ausgleichsmaßnahmen sind hinsichtlich ihrer Ausführung und 
ihrer nachhaltigen Wirkung zu kontrollieren. Die geplanten Gehölze und Grünflächen sind dauerhaft exten-
siv zu pflegen, abgängige Gehölze sind zu ersetzen. 

Tabelle 8: Geplante Überwachungsmaßnahmen 

Überwachungsmaßnahmen: Zeitpunkt: 

Einhaltung grünordnerischer Festsetzungen während / nach der Herstellung der Kompen-
sationsmaßnamen  

Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen 
und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen 
gemäß DIN 18920 

während der Baumaßnahmen im Nahbereich 
von zu erhaltenden Gehölzen 

Überwachung der Bauarbeiten hinsichtlich 
möglicher archäologischer Funde im Boden  
 ggf. erforderliche Maßnahmen  Infor-
mationspflicht 

während der Baumaßnahmen 

Überwachung der Bauarbeiten hinsichtlich 
des fachgerechten Umgangs mit Boden so-
wie zur Vermeidung von Stoffeinträgen und 
baubedingten Verdichtungen 

während der Baumaßnahmen 

 

1.5.4  Zusammenfassung 

Die 2. Änderung des Bebauungsplanes „An der alten Gärtnerei“ in Großneuhausen stellt aufgrund der 

Neuinanspruchnahme von Gehölzen und bisher unversiegelter Bodenflächen im Sinne des § 14 

BNatSchG einen nach § 17 genehmigungspflichtigen Eingriff dar. Beeinträchtigungen, die durch die 2. Än-

derung des Bebauungsplan verursacht werden, werden innerhalb der für dieses Vorhaben eingriffsrelevan-

ten Schutzgüter umfassend dargestellt und hinsichtlich ihrer Erheblichkeit beurteilt und beschrieben.  

Der Verursacher eines Eingriffs ist nach § 15 BNatSchG verpflichtet, unvermeidbare Beeinträchtigungen 

durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege auszugleichen (Ausgleichsmaßnahmen) 

oder zu ersetzen (Ersatzmaßnahmen). Im Rahmen des Umweltberichtes werden dazu Maßnahmen vorge-

schlagen, die im Grünordnungsplan detailliert dargestellt werden. 

Der Bebauungsplan „An der alten Gärtnerei“ befindet sich am westlichen Ortsrand von Großneuhausen im 

Landkreis Sömmerda. Die Fläche wurde 1999 als B-Plan auf einem Standort mit ehemaliger LPG-

Bebauung ausgewiesen, es wurden hierbei Wohnbauflächen, Verkehrsflächen und öffentliche Grünflächen 

festgesetzt. Zu einer Umsetzung der Planung ist es jedoch im Bereich der 2. Änderung bislang nicht ge-

kommen, die Fläche liegt zurzeit brach. Im Norden grenzt ein bebautes Grundstück mit leer stehendem 

Wohnhaus und Garten an, im Westen weitere Grünflächen mit dahinter liegendem Acker, im Süden Grün-

flächen mit dem Regenrückhaltebecken und dem Mühlgraben und im Osten die bebauten Bereiche der 

Ortslage Großneuhausen. 

 



Gemeinde GROSSNEUHAUSEN: 

2. Änderung des Bebauungsplanes „An der alten Gärtnerei“  BEGRÜNDUNG TEIL B  Vorentwurf 

 

KGS Stadtplanungsbüro Helk GmbH  Stand: August 2018 

25 

Der Änderungsbereich der 2. Änderung umfasst den nördlichen Teil des B-Planes, wobei der überwiegen-
de Teil der nach Westen und Norden umlaufenden öffentlichen Grünfläche nicht verändert wird, hier wird 
nur eine Teilfläche für einen neuen Graben und eine Teilfläche für eine neue Zufahrt der Erschließungs-
straße überplant. Im Wohngebiet erfolgt im Vergleich zum Ursprungsplan eine veränderte Flächenauftei-
lung zwischen Verkehrs- und Wohnbauflächen.   

Durch die Tatsache, dass die Fläche bislang im Bereich der 2. Änderung brach liegt, sind die Änderungen 
der Bauflächen hier nur rein planerischer Natur. Ein konkreter Eingriff ist jedoch in die bereits umgesetzte 
Gehölzpflanzung gegeben. Neben der hier zusätzlichen Versiegelung von planerisch bisher unversiegelten 
Böden kommt es zu Gehölzverlusten mit Lebensraum für die Fauna (v.a. Brutvögel). Um erhebliche Beein-
trächtigungen der Vögel und auch der potenziell hier jagenden Fledermäuse zu vermeiden, sind bestimmte 
Zeiten zur Gehölzrodung einzuhalten (Rodung außerhalb der Brutzeit nur vom 1.10.-28./29.2 eines Jah-
res).  

Insgesamt ist der 8.720 m² große Änderungsbereich aufgrund der vorhandenen Wohngebietsplanung und 
der ehemaligen LPG-Bebauung als vorbelastet einzustufen. Im Vergleich zur Ursprungsplanung ist nur ein 
geringer Teil der insgesamt im geänderten B-Plan versiegelbaren Fläche (GRZ 0,3, incl. Überschreitung 
(bis zu 0,45) und Verkehrsflächen 4.391 m² Versiegelung gesamt) als Neuversiegelung (365 m²) zu bewer-
ten. Durch die Realisierung unterschiedlicher Maßnahmen werden Eingriffe vermieden, reduziert bzw. 
ausgeglichen. Mit Hilfe eines Monitorings werden weitere ggf. entstehende Beeinträchtigungen der Umwelt 
und des Landschaftsbildes vermieden.  

Im Plangebiet wurde durch Festsetzung einer Grundflächenzahl von 0,3 angestrebt, den Flächenverbrauch 
auf das absolut notwendige Minimum zu beschränken (Überschreitung bis 0,45 möglich). Die grünordneri-
schen Festsetzungen zur Gestaltung der nicht überbaubaren Flächen wurden aus dem alten B-Plan ent-
nommen und an die heutigen Vorgaben angepasst. Die Anpflanzung von Laubbäumen am südlichen Orts-
rand von Großneuhausen (Baumgruppe, A1, 1.400 m²) sowie der Ergänzungspflanzung in vorhandenen 
Obstbaumreihen (A2, 15 Obstbäume) dienen dem Ausgleich der Eingriffe in die Schutzgüter.  

Artenschutzrechtliche Konflikte sind im Zusammenhang mit den geplanten Vermeidungsmaßnahmen 

(Bauzeitenregelung) nicht zu erwarten. 

Es ist davon auszugehen, dass nach Realisierung der Maßnahmen keine erheblichen Beeinträchtigun-

gen des Naturhaushaltes zurückbleiben und das Landschaftsbild landschaftsgerecht wiederhergestellt 

bzw. neu gestaltet ist. Somit kann der durch die Änderung des Bebauungsplans zu erwartende Eingriff im 

Sinne des § 15 Abs. 2 BNatSchG kompensiert werden.  
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2 GRÜNORDNERISCHE FESTSETZUNGEN / KOMPENSATIONSMAßNAHMEN  

(§ 1 Abs. 3 BauGB i.V.m. § 9 Abs. 1a BauGB) 

Das Plangebiet stellt einen Eingriff in Natur und Landschaft dar. Die Ermittlung des Umfangs der Beein-
trächtigung und der erforderlichen Kompensationsmaßnahmen wurde bereits unter Kapitel 1.2.3 und 1.2.4 
dargestellt. 

Für den Bebauungsplan werden folgende GRÜNORDNERISCHE FESTSETZUNGEN getroffen:  

 

 

2.1 FLÄCHEN ZUM ANPFLANZEN VON BÄUMEN, STRÄUCHERN UND SONSTIGEN 
BEPFLANZUNGEN (§ 9 ABS. 1 NR. 25 A BAUGB) 

Gestaltungsmaßnahme G1: Gestaltung nicht überbaubaren Flächen (Hausgärten) 

Hausgärten: In jedem Garten der Einzelhausbebauung ist je 200 m² nicht überbaubare Fläche ein klein- bis 
mittelkroniger Laub-/ Obstbaum als Hochstamm, H StU 12/14 cm zu pflanzen. Die Baumart und der Pflanz-

standort kann frei gewählt werden, die Arten sind dabei standortgerecht auszuwählen. 

Fassadenbegrünung: Ungegliederte und wenig gegliederte Fassaden, Pergolen und Mauern sind zur Ver-
besserung des Kleinklimas und aus gestalterischen Gründen dauerhaft mit rankenden bzw. kletternden Laub-
gehölzen zu begrünen. Das gleiche gilt für Garagen bzw. Carports. Je 2,0 - 3,0 m Wandlänge ist eine Pflanze 
zu setzen. Die Gehölzart kann frei gewählt werden, die Arten sind dabei standortgerecht auszuwählen. 

Einfriedungen (private Grundstücke): Einfriedungen der einzelnen Grundstücke sind entsprechend der bau-

ordnungsrechtlichen Festsetzungen auszuführen. Mauern und dichte Holzzäune sind mit rankenden bzw. klet-
ternden Laubgehölzen einzugrünen. Einfriedungen mit Drahtgeflecht (Maschendraht) sind mit lockeren 
Laubsträuchern (auch Nutzsträucher) zu hinterpflanzen. Sichtschutzhecken sind möglich. Bei Verwendung 
von Sichtschutzwänden bzw. Mauern sind diese mit Laubgehölzen (rankende Pflanzen oder hohe Sträucher) 
einzugrünen. Die Laubgehölzarten können frei gewählt werden, die Arten sind dabei standortgerecht auszu-
wählen. 

Sämtliche Grünflächen im Geltungsbereich, die nicht bereits durch spezielle Pflanzvorgaben und Pflanz-
bindungen aus den obigen Maßnahmen belegt sind, sind mindestens mit einer Rasenansaat zu begrünen. 
Das Saatgut kann frei gewählt werden.   

Befestigte Flächen und Verkehrsflächen: Der Versiegelungsgrad ist zu minimieren. Pflaster- und Plat-
tenbeläge sind in Splitt- bzw. Sandbettung zu verlegen. Fuß-/ Radwege, Ein- und Ausfahrten (Grundstü-
cke), Parkflächen und Plätze für Versorgungs- und Entsorgungsanlagen sind mit wasserdurchlässigen Be-
lägen (Pflaster, Rasenpflaster oder Schotterrasen) zu befestigen. 

Die Maßnahmen werden spätestens 1 Jahr nach Fertigstellung des Rohbaus der jeweiligen Wohnhäuser  
des Baugrundstückes realisiert. Der Vollzug ist der Gemeinde Großneuhausen zur Abnahme anzuzeigen. 

 

Gestaltungsmaßnahme G2: Gestaltung des Grabens 

Der Graben ist mit artenreichen Saatgutmischungen anzusäen und extensiv zu pflegen. Zur Ansaat zu 
verwenden ist gebietsheimischen Saatgut aus dem Ursprungsgebiet 5 „Mitteldeutsches Tief- und 
Hügelland“. Es sind kräuterreiche Saatgutmischungen  mit mind. 50 % Kräuteranteil im Saatgut zu ver-
wenden,  im Uferbereich des Grabens (Böschungen) erfolgt eine Ansaat von speziellen Ufermischungen 
mit Arten der gewässerbegleitenden Hochstaudenfluren. Alternativ kann auch eine Begrünung über Eigen-
dynamik ermöglicht werden. 

 

2.2 EXTERNE AUSGLEICHSMAßNAHMEN 

Ausgleichsmaßnahme A1: Anlage einer Baumgruppe 

Auf dem Flurstück 174/4 in der Flur 2 der Gemarkung Großneuhausen wird als externe Ausgleichsmaß-
nahme auf dem gemeindeeigenen Grundstück die Anlage einer Baumgruppe auf insgesamt 1.400 m² ge-
plant. Unter Berücksichtigung des Thüringer Nachbarrechts, des Abstandes zu Versorgungsleitungen und 
eines Pflanzabstandes von untereinander mindestens 10 m sind die Bäume auf der Fläche locker zu ver-
teilen. Es sind folgende Gehölzarten anzupflanzen:   

 Hochstämme 2xv., mDb, StU 12-14 cm  

 Verwendung gebietsheimischer Gehölzarten aus dem Herkunftsgebiet 2 „Mittel- und Ostdeutsches 

Tief- und Hügelland“ (vgl. BFN 2012) 
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 Feldahorn (Acer campestre) 

 Wildkirsche (Prunus avium) 

 Mehlbeere (Sorbus aria)  

 Spitzahorn (Acer platanoides)  

 Stieleiche (Quercus robur)  

 Winterlinde (Tilia cordata)  

 Sommerlinde (Tilia platyphyllos)  

  Hainbuche (Carpinus betulus) 

Die Maßnahmen werden spätestens 1 Jahr nach Erschließung des Plangebietes als Herbst- oder Früh-
jahrspflanzungen realisiert.  

 

Ausgleichsmaßnahme A2: Ergänzungspflanzung von Obstbäumen 

Auf dem Flurstück 584 in der Flur 9 der Gemarkung Großneuhausen wird als externe Ausgleichsmaßnah-
me auf dem gemeindeeigenen Grundstück eine Lückenbepflanzung innerhalb der vorhandenen Obst-
baumreihe festgelegt. Die Obstbäume werden im Pflanzabstand mindestens 10 m untereinander und zu 
den vorhandenen Bäumen angepflanzt. Versorgungsleitungen und Feldeinfahrten bzw. –überfahrten sind 
bei der Wahl der konkreten Pflanzstandorte zu berücksichtigen. Es sind folgende Gehölzarten anzupflan-
zen:   

 Hochstämme 2xv., mDb, StU 10-12 cm 

  Verwendung alter, regionaler Sorten von Obstbäumen oder Anpflanzung von Wildobstbäumen. Bei 

Wildobst Verwendung gebietsheimischer Gehölzarten aus dem Herkunftsgebiet 2  

„Mittel- und Ostdeutsches Tief- und Hügelland“ (vgl. BFN 2012) 

 Wildbirne (Pyrus pyraster) 

 Wildapfel (Malus sylvestris) 

 Wildkirsche (Prunus avium) 

 Kulturbirne (Pyrus communis „Sorten“) 

 Kulturapfel (Malus domestica „Sorten“) 

 Kultur-Süßkirsche (Prunus avium „Sorten“) 

 Kultur-Pflaume/ Zwetschge (Prunus domestica „Sorten“) 

 

Die Maßnahmen werden spätestens 1 Jahr nach Erschließung des Plangebietes als Herbst- oder Früh-
jahrspflanzungen realisiert.  

 

2.3 WEITERE GRÜNORDNERISCHE MAßNAHMEN, HINWEISE 

Artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahme VSAP1: Bauzeitenregelung zur Gehölzrodung 

Die Beseitigungen von Gehölzen ist außerhalb der Brutzeit (Sperrzeit vom 01.03. bis 30.09. eines Jahres) 
und der Aktivitätszeit der Fledermäuse durchzuführen, um Verluste von einzelnen Individuen auszuschlie-
ßen. 

 

2.4 MAßNAHMENBLÄTTER 

Für die nachfolgend aufgeführten Maßnahmen wurden Maßnahmenblätter angefertigt. Die Maßnahmen-
Nummern im Maßnahmenverzeichnis entsprechen den Nummern im Maßnahmenblatt. Die ausführliche 
Begründung der einzelnen Maßnahmen ist den jeweiligen Maßnahmenblättern zu entnehmen. 

 

 Ausgleichsmaßnahme A1: Anlage einer Baumgruppe 

 Ausgleichsmaßnahme A2: Ergänzungspflanzung von Obstbäumen 

 Gestaltungsmaßnahme G1: Gestaltung nicht überbaubarer Flächen (Hausgärten) 

 Gestaltungsmaßnahme G2: Gestaltung des Grabens 
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Bezeichnung der Baumaßnahme 

2. Änderung des Bebauungsplanes 
„An der alten Gärtnerei“ 

 

MAßNAHMENBLATT 

Maßnahmenbezeichnung 

AUSGLEICHSMAßNAHME  

A 1 
Anlage einer Baumgruppe 

LAGE DER MAßNAHME:  

Flurstück 174/4 in der Flur 2 der Gemarkung Großneuhausen 

Grünlandfläche zwischen Gärten und Weg an südlich gelegenem Acker 

 
LAGE VON BAUMPFLANZUNGEN 1. ORDNUNG IN GROßNEUHAUSEN (Luftbild aus: TLVERMGEO 2018: 
GEOPROXY) 

 

KONFLIKT:  

BEURTEILUNG DES EINGRIFFS / DER KONFLIKTSITUATION 

- Beeinträchtigung von Biotopstrukturen (Gehölzverlust, Überbauung von Grünflächen) 

- Verlust von Boden durch Versiegelung  

- Beeinträchtigung des Landschaftsbildes (Verlust von Gehölzen am Ortsrand) 

MAßNAHME: siehe Darstellung des B-Planes / Ausgleich in Verbindung mit Maßnahme Nr.: A 2 

BESCHREIBUNG/ MAßNAHMENZIEL: 

Auf dem Flurstück 174/4 in der Flur 2 der Gemarkung Großneuhausen wird als externe Ausgleichs-
maßnahme auf dem gemeindeeigenen Grundstück die Anlage einer Baumgruppe auf insgesamt 
1.400 m² geplant. Unter Berücksichtigung des Thüringer Nachbarrechts, des Abstandes zu Versor-
gungsleitungen und eines Pflanzabstandes von untereinander mindestens 10 m sind die Bäume auf 
der Fläche locker zu verteilen.  
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Bezeichnung der Baumaßnahme 

2. Änderung des Bebauungsplanes 
„An der alten Gärtnerei“ 

 

MAßNAHMENBLATT 

Maßnahmenbezeichnung 

AUSGLEICHSMAßNAHME  

A 1 
Anlage einer Baumgruppe 

DURCHFÜHRUNG GEHÖLZPFLANZUNGEN:   

- Pflanzung von Laubbäumen   

- Auswahl/ Pflanzqualität gem. Pflanzenliste 1  

- Pflanzabstand Bäume mindestens 10 m, Mulchen der Baumscheibe mit Rindenmulch, Baumver-
ankerung (Dreibock) 

- Verbissschutz durch Klappmanschette, bei Erfordernis auch Schutz vor Wühlmausschäden 

- Einhaltung erforderlicher Grenzabstände gemäß Thüringer Nachbarrechtsgesetz bzw. anderer er-
forderlicher Schutzabstände, wie z. B. zu Ver- und Entsorgungsleitungen  

- bei vorzeitigem Abgang der Gehölze gleichwertiger Ersatz,  

- Aufstellen von Greifvogel-Ansitzwarten im Abstand von 50m (Höhe mind. 3,50 m über Gelände)  

- Standorte der Bäume  werden in einer Ausführungsplanung detailliert festgelegt 

  

PFLANZLISTE 1:   

Hochstämme 2xv., mDb, StU 12-14 cm  
 Verwendung gebietsheimischer Gehölzarten aus dem Herkunftsgebiet 2 „Mittel- und Ost-

deutsches Tief- und Hügelland“ 
 Feldahorn (Acer campestre) 
 Wildkirsche (Prunus avium) 
 Mehlbeere (Sorbus aria)  
 Spitzahorn (Acer platanoides)  
 Stieleiche (Quercus robur)  
 Winterlinde (Tilia cordata)  
 Sommerlinde (Tilia platyphyllos)  
  Hainbuche (Carpinus betulus) 

 

PFLEGEKONZEPT: 

1 Jahr Fertigstellungspflege / 2 Jahre Entwicklungspflege 

- 2-3 Pflegegänge/ Jahr für die Gehölze zzgl. Wässerung, Verdunstungsschutz (Rindenmulch) 

- Ersatz abgestorbener Gehölze durch Neupflanzungen (mind. 1:1) 

 

Unterhaltungspflege:  

- kein Einsatz von Pestiziden, Dünger, Pflanzenschutzmitteln 

- dauerhafte extensive Pflege der Gehölze (kein Formschnitt (Charakteristik frei wachsenden Ge-
hölze soll erzielt werden), keine Beeinträchtigung im Zeitraum von März bis September, bei Ausfall 
– Nachpflanzung) 

ZEITPUNKT DER DURCHFÜHRUNG DER MAßNAHME: 

- spätestens 1 Jahr nach Erschließung des Plangebietes als Herbst- oder Frühjahrspflanzungen 

VORGESEHENE REGELUNG: 

Flächengröße:    1.400 m² 

Eigentümer:     Gemeinde Großneuhausen 

Herstellung/ Unterhaltung:   Gemeinde Großneuhausen 

. 
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Bezeichnung der Baumaßnahme 

2. Änderung des Bebauungsplanes 
„An der alten Gärtnerei“ 

 

MAßNAHMENBLATT 

Maßnahmenbezeichnung 

AUSGLEICHSMAßNAHME  

A 2 
Ergänzungspflanzung von  

Obstbäumen 

LAGE DER MAßNAHME:  

Flurstück 584 in der Flur 9 der Gemarkung Großneuhausen 

Feldweg nordöstlich der Ortslage Großneuhausen 

 
LAGE VON OBSTBAUMPFLANZUNGEN IN GROßNEUHAUSEN (Luftbild aus: TLVERMGEO 2018: GEOPROXY) 

KONFLIKT:  

BEURTEILUNG DES EINGRIFFS / DER KONFLIKTSITUATION 

- Beeinträchtigung von Biotopstrukturen (Gehölzverlust, Überbauung von Grünflächen) 

- Verlust von Boden durch Versiegelung  

- Beeinträchtigung des Landschaftsbildes (Verlust von Gehölzen am Ortsrand) 

MAßNAHME: siehe Darstellung des B-Planes / Ausgleich in Verbindung mit Maßnahme Nr.: A 1 

BESCHREIBUNG/ MAßNAHMENZIEL: 

Auf dem Flurstück 584 in der Flur 9 der Gemarkung Großneuhausen wird als externe Ausgleichs-
maßnahme auf dem gemeindeeigenen Grundstück eine Lückenbepflanzung innerhalb der vorhan-
denen Obstbaumreihe festgelegt. Die Obstbäume werden im Pflanzabstand mindestens 10 m unter-
einander und zu den vorhandenen Bäumen angepflanzt. Versorgungsleitungen und Feldeinfahrten 
bzw. –überfahrten sind bei der Wahl der konkreten Pflanzstandorte zu berücksichtigen.  
 

DURCHFÜHRUNG GEHÖLZPFLANZUNGEN:   

- Pflanzung von Obst- und Wildobstbäumen  

- Auswahl/ Pflanzqualität gem. Pflanzenliste 2  

- Pflanzabstand Bäume mindestens 10 m, Baumverankerung (Dreibock) 

- Verbissschutz durch Klappmanschette, bei Erfordernis auch Schutz vor Wühlmausschäden 

- Einhaltung erforderlicher Grenzabstände gemäß Thüringer Nachbarrechtsgesetz bzw. anderer er-
forderlicher Schutzabstände, wie z. B. zu Ver- und Entsorgungsleitungen  

- bei vorzeitigem Abgang der Gehölze gleichwertiger Ersatz,  

- bei größeren Lücken zwischen Bestandsbäumen ggf. Aufstellen von Greifvogel-Ansitzwarten im 
Abstand von 50m (Höhe mind. 3,50 m über Gelände)  

- Standorte der Bäume  werden in einer Ausführungsplanung detailliert festgelegt 
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Bezeichnung der Baumaßnahme 

2. Änderung des Bebauungsplanes 
„An der alten Gärtnerei“ 

 

MAßNAHMENBLATT 

Maßnahmenbezeichnung 

AUSGLEICHSMAßNAHME  

A 2 
Ergänzungspflanzung von  

Obstbäumen 

PFLANZLISTE 2:   

Obst- und Wildobstbäume, Hochstämme 2xv., mDb, StU 10-12 cm 
  Verwendung alter, regionaler Sorten von Obstbäumen oder Anpflanzung von Wildobstbäu-

men. Bei Wildobst Verwendung gebietsheimischer Gehölzarten aus dem Herkunftsgebiet 2  
„Mittel- und Ostdeutsches Tief- und Hügelland“ 

 Wildbirne (Pyrus pyraster) 
 Wildapfel (Malus sylvestris) 
 Wildkirsche (Prunus avium) 
 Kulturbirne (Pyrus communis „Sorten“) 
 Kulturapfel (Malus domestica „Sorten“) 
 Kultur-Süßkirsche (Prunus avium „Sorten“) 
 Kultur-Pflaume/ Zwetschge (Prunus domestica „Sorten“) 

BIOTOPENTWICKLUNGS- UND PFLEGEKONZEPT: 

1 Jahr Fertigstellungspflege / 2 Jahre Entwicklungspflege 

- 2-3 Pflegegänge/ Jahr für die Gehölze zzgl. Wässerung, Verdunstungsschutz (Rindenmulch) 

- Ersatz abgestorbener Gehölze durch Neupflanzungen (mind. 1:1) 

 

Unterhaltungspflege:  

- kein Einsatz von Pestiziden, Dünger, Pflanzenschutzmitteln 

- dauerhafte extensive Pflege der Gehölze (kein Formschnitt (Charakteristik frei wachsenden Ge-
hölze soll erzielt werden), keine Beeinträchtigung im Zeitraum von März bis September, bei Ausfall 
– Nachpflanzung) 

ZEITPUNKT DER DURCHFÜHRUNG DER MAßNAHME: 

- spätestens 1 Jahr nach Erschließung des Plangebietes als Herbst- oder Frühjahrspflanzungen 

VORGESEHENE REGELUNG: 

Flächengröße:    14 Obstbäume 

Eigentümer:     Gemeinde Großneuhausen 

Herstellung/ Unterhaltung:   Gemeinde Großneuhausen 

. 
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Bezeichnung der Baumaßnahme 

2. Änderung des Bebauungsplanes 
„An der alten Gärtnerei“ 

 

MAßNAHMENBLATT 

Maßnahmenbezeichnung 

GESTALTUNGSMAßNAHME  

G 1 
Gestaltung nicht überbaubarer  

Flächen (Hausgärten) 

LAGE DER MAßNAHME:  

Sämtliche Baugrundstücke im Wohngebiet der 2. Änderung des Bebauungsplanes „An der alten 
Gärtnerei“: nicht überbaubare Flächen (zukünftige „Hausgärten“) 

KONFLIKT:  

BEURTEILUNG DES EINGRIFFS / DER KONFLIKTSITUATION 

- 

MAßNAHME: siehe Darstellung des B-Planes / Ausgleich in Verbindung mit Maßnahme Nr.: - 

BESCHREIBUNG/ MAßNAHMENZIEL: 

Für die privaten Gartengrundstücke werden die grünordnerischen Festsetzungen aus dem Ur-
sprungsplan zusammengefasst als Gestaltungsmaßnahme G1 übernommen. Dabei werden fol-
gende Festsetzungen getroffen: 
 
Hausgärten: In jedem Garten der Einzelhausbebauung ist je 200 m² nicht überbaubare Fläche 1 klein- 

bis mittelkroniger Laub-/ Obstbaum als Hochstamm, H StU 12/14 cm zu pflanzen. Die Baumart und der 
Pflanzstandort kann frei gewählt werden, die Arten sind dabei standortgerecht auszuwählen. 
 

Fassadenbegrünung: Ungegliederte und wenig gegliederte Fassaden, Pergolen und Mauern sind zur 

Verbesserung des Kleinklimas und aus gestalterischen Gründen dauerhaft mit rankenden bzw. klettern-
den Laubgehölzen zu begrünen. Das gleiche gilt für Garagen bzw. Carports. Je 2,0 - 3,0 m Wandlänge 
ist eine Pflanze zu setzen. Die Gehölzart kann frei gewählt werden, die Arten sind dabei standortgerecht 
auszuwählen. 
 
Einfriedungen (private Grundstücke): Einfriedungen der einzelnen Grundstücke sind entsprechend der 
bauordnungsrechtlichen Festsetzungen auszuführen. Mauern und dichte Holzzäune sind mit rankenden 
bzw. kletternden Laubgehölzen einzugrünen. Einfriedungen mit Drahtgeflecht (Maschendraht) sind mit 
lockeren Laubsträuchern (auch Nutzsträucher) zu hinterpflanzen. Sichtschutzhecken sind möglich. Bei 
Verwendung von Sichtschutzwänden bzw. Mauern sind diese mit Laubgehölzen (rankende Pflanzen oder 
hohe Sträucher) einzugrünen. Die Laubgehölzarten können frei gewählt werden, die Arten sind dabei 
standortgerecht auszuwählen. 
 

Sämtliche Grünflächen im Geltungsbereich, die nicht bereits durch spezielle Pflanzvorgaben und 
Pflanzbindungen aus den obigen Maßnahmen belegt sind, sind mindestens mit einer Rasenansaat 
zu begrünen. Das Saatgut kann frei gewählt werden.   

BIOTOPENTWICKLUNGS- UND PFLEGEKONZEPT: 

1 Jahr Fertigstellungspflege / 2 Jahre Entwicklungspflege für Gehölze 

- 2-3 Pflegegänge/ Jahr für die Gehölze zzgl. Wässerung, Verdunstungsschutz (Rindenmulch) 

- Ersatz abgestorbener Gehölze durch Neupflanzungen (mind. 1:1) 

 

Unterhaltungspflege:  

- gärtnerische Nutzung durch Hauseigentümer 

ZEITPUNKT DER DURCHFÜHRUNG DER MAßNAHME: 

 
- spätestens 1 Jahr nach Fertigstellung des Rohbaus der jeweiligen Wohnhäuser  des Baugrundstü-
ckes realisiert. Der Vollzug ist der Gemeinde Großneuhausen zur Abnahme anzuzeigen. 

VORGESEHENE REGELUNG: 

Flächengröße:    Hausbaum: je 200 m² nicht überbaubare Fläche 1 klein- bis 
      mittelkroniger Laub-/ Obstbaum 

      Fassadenbegrünung: Je 2,0 - 3,0 m Wandlänge eine Pflanze 

      Einfriedung: ohne konkrete Flächengröße 

Eigentümer:     Eigentümer der Baugrundstücke 

Herstellung/ Unterhaltung:   Eigentümer der Baugrundstücke 

. 



Gemeinde GROSSNEUHAUSEN: 

2. Änderung des Bebauungsplanes „An der alten Gärtnerei“  BEGRÜNDUNG TEIL B  Vorentwurf 

 

KGS Stadtplanungsbüro Helk GmbH  Stand: August 2018 

33 

Bezeichnung der Baumaßnahme 

2. Änderung des Bebauungsplanes 
„An der alten Gärtnerei“ 

 

MAßNAHMENBLATT 

Maßnahmenbezeichnung 

GESTALTUNGSMAßNAHME  

G 2 
Gestaltung des Grabens 

LAGE DER MAßNAHME:  

Neu geplanter Graben am westlichen Rand des Bereichs der 2. Änderung 

KONFLIKT:  

BEURTEILUNG DES EINGRIFFS / DER KONFLIKTSITUATION 

- 

MAßNAHME: siehe Darstellung des B-Planes / Ausgleich in Verbindung mit Maßnahme Nr.: - 

BESCHREIBUNG/ MAßNAHMENZIEL: 

Der Graben ist mit artenreichen Saatgutmischungen anzusäen und extensiv zu pflegen. Zur Ansaat 
zu verwenden ist gebietsheimischen Saatgut aus dem Ursprungsgebiet 5 „Mitteldeutsches 
Tief- und Hügelland“. Es sind kräuterreiche Saatgutmischungen  mit mind. 50 % Kräuteranteil im 
Saatgut zu verwenden,  im Uferbereich des Grabens (Böschungen) erfolgt eine Ansaat von speziel-
len Ufermischungen mit Arten der gewässerbegleitenden Hochstaudenfluren. Alternativ kann auch 
eine Begrünung über Eigendynamik ermöglicht werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

BIOTOPENTWICKLUNGS- UND PFLEGEKONZEPT: 

1 Jahr Fertigstellungspflege  

- ein- bis zweimalige Mahd im Jahr (Juni, September) 

- nach der Ansaat ist ein zusätzlicher Pflegeschnitt gegen auflaufende Wildkräuter erforderlich     
  (Schröpfschnitt), dieser wird vor bzw. bei Blühbeginn der Wildkräuter durchgeführt 

das Mähgut ist jeweils abzuräumen 

 

Unterhaltungspflege:  

- einmalige Mahd im Jahr im September  

ZEITPUNKT DER DURCHFÜHRUNG DER MAßNAHME: 

spätestens 1 Jahr nach Erschließung des Plangebietes  

VORGESEHENE REGELUNG: 

Flächengröße:    ca. 700 m² 

Eigentümer:     Gemeinde Großneuhausen 

Herstellung/ Unterhaltung:   Gemeinde Großneuhausen 

. 
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3 QUELLEN- UND ABKÜRZUNGSVERZEICHNIS 

 
Quellenverzeichnis 
 
Gesetze, Richtlinien, Erlasse 

Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm – Geräuschimmissionen – (AVV 
Baulärm) vom 19. August 1970 

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634) 

Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 
(BGBl. I S. 3786) 

Bundesartenschutzverordnung (BArtSchV) vom 16. Februar 2005 (BGBl. I S. 258, 896), zuletzt geän-
dert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 21. Januar 2013 (BGBl. I S. 95)  

Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) vom 12. Juli 1999 (BGBl. I S. 1554), zu-
letzt geändert durch Verordnung vom 27. September 2017 (BGBl. I S. 3465)  

Bundes-Bodenschutz-Gesetz (BBodSchG) vom 17.03.1998 (BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 3 Absatz 3 der Verordnung vom 27. September 2017 (BGBl. I S. 3465) 

Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)  vom 17.05.2013 (BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771) 

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29.07.2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 
1 des Gesetzes vom 15. September 2017 (BGBl. I S. 3434) 

DIN 18920:2014-07. Vegetationstechnik im Landschaftsbau - Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen 
und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen. 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
24.02.2010 (BGBl I S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. September 2017 (BGBl. I 
S. 3370) 

Grundwasserverordnung (GrWV) vom 9. November 2010 (BGBl. I S. 1513), zuletzt geändert durch Ver-
ordnung vom 4. Mai 2017 (BGBl. I S. 1044)  

Richtlinie 79/409/EWG des Rates vom 2. April 1979 über die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten 
(Vogelschutzrichtlinie) vom 25. 4. 1979 (ABI. EG Nr. L 103 S. 1), zuletzt geändert durch Richtlinie 
2006/105/EG des Rates vom 20. November 2006 (ABl. L 363 vom 20.12.2006, S. 368) 

Richtlinie 92/43 EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume so-
wie wildlebenden Tiere und Pflanzen (FFH-Richtlinie) vom 22.7.1992 (ABl. L 206, S. 7), zuletzt geän-
dert durch die Richtlinie 2006/105/EG des Rates vom 20. November 2006 (ABl. L 363 vom 20.12.2006, S. 
368) 

Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz (Technische An-
leitung zum Schutz gegen Lärm – TA Lärm) vom 26. August 1998 (GMBl Nr. 26/1998 S. 503), zuletzt 
geändert durch Verwaltungsvorschrift vom 01.06.2017 (BAnz AT 08.06.2017 B5) 

Thüringer Bauordnung (ThürBO) in der Fassung vom 13.03.2014 (GVBI. S. 49), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 22. März 2016 (GVBl. S. 153) 

Thüringer Bodenschutzgesetz (ThürBodSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 16.12 2003, 
zuletzt geändert durch Artikel 16 d. Gesetzes vom 20.12.2007 (GVBl. S. 267, 276) 

Thüringer Denkmalschutzgesetz (ThürDSchG) vom 14.04.2004 (GVBI. Nr. 10 S. 465), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 16.12.2008 (GVBI. Nr. 14 S. 574, 584) 

Thüringer Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (ThürUVPG) vom 20.07.2007 (GVBl. Nr. 7, 
S. 85), zuletzt geändert durch Gesetz vom 6. Juni 2018 (GVBl. S. 269) 

Thüringer Gesetz über Natur und Landschaft (Thüringer Naturschutzgesetz - ThürNatG) vom 
30.08.2006 (GVBl. S. 421), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15.07.2015  
(GVBl. Nr. 7, S. 113) 

Thüringer Landesplanungsgesetz (ThürLPlG) vom 11. Dezember 2012 (GVBl. 2012, S. 450) 

Thüringer Nachbarrechtsgesetz (ThürNRG) vom 22.12.1992 (GVBl 1992, S. 599), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 8. März 2016 (GVBl. S. 149) 
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Thüringer Wassergesetz (ThürWG) vom 18.08.2009 (GVBL. Nr. 11 S. 648) 

Umweltinformationsgesetz (UIG) vom 27. Oktober 2014 (BGBl. I S. 1643), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 20. Juli 2017 (BGBl. I S. 2808)  

Wasserhaushaltsgesetz (WHG) Wasserhaushaltsgesetz vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771) 
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